
Nazi-Angriff  auf  Antifas-  Wie
können wir uns schützen?
Von Brokkoli Bittner, Juli 2024

Es ist Samstag der 6.7. 2024. Du machst dich auf den Weg zum Ostkreuz.
Von dort aus soll es eine gemeinsame Anreise zu einer antifaschistischen
Demonstration in Berlin-Hellersdorf geben. Kurz nachdem du den Treffpunkt
erreichst,  stürmen  20  Maskierte  auf  dich  und  die  Leute  los.  Sie  rufen
„Kommt her! Ihr wollt doch Nazis boxen!“. Sie haben Schlagstöcke, Reizgas
und Knüppel. Du schaffst es nicht mehr weg zu kommen. Du liegst auf dem
Boden und spürst  eine Minute lang massive Gewalt.  Immer wieder wird
gegen  deinen  Kopf  getreten.  Du   liegst  auf  dem  Boden  und  wirst
Krankenhaus reif geschlagen. Nach dem Angriff gibt es eine Reihe verletzter
Linker. Genau das ereignete sich letzte Woche in Berlin.

Diese Gewalt gegen die Linke und Antifaschisten ist dabei immer normaler zu
werden. Der III. Weg ist im letzten Jahr immer aktiver geworden. Er geht an
Schulen und versucht Jugendliche für seine Jugendorganisation zu gewinnen.
Er übt am heiligsten Tag auf Sportplätzen den Angriff auf Unterdrückte und
Linke. Und der III. Weg übt nicht nur, er jagt uns auch, was der vergangene
Monat mehr als verdeutlicht hat. In diesem gab es bundesweit Angriffe auf
Linke,  vor allem in Berlin.  Es lässt  sich auch damit  rechnen,  dass diese
Angriffe nicht weniger werden.  Letztes Jahr hat der III. Weg versucht, den
CSD in Berlin anzugreifen. Dieses Jahr hat er schon Gegenaktionen zum CSD
in Dresden organisiert  und es  lässt  sich auch davon ausgehen,  dass  sie
wieder versuchen werden,  den CSD in Berlin  anzugreifen.  Das allein  ist
schon beängstigend genug, aber es kommt dazu, dass der III.  Weg noch
gefährlicher ist  als  letztes Jahr.   Während vor einem Jahr die Nazis  mit
blanken Fäusten Queers klatschen wollten, sehen wir, dass die Nazis nun
auch bewaffnet sind. Siehe zum Beispiel den Angriff am Samstag. Doch wie
können  wir  uns  vor  diesen  Angriffen  schützten  oder  sie  gar  für  immer
verhindern?
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Selbstverteidigungsstrukturen aufbauen!

Es ist wichtig zu wissen, dass der Staat niemanden davon abhalten wird,
Linke  oder  Unterdrückte  zu  schlagen.  Denn  genau  dieser  Staat  lässt
Unterdrückte und Linke täglich seine Gewalt spüren: Wenn er auf unsere
Demos einprügelt oder uns aufgrund unserer Hautfarbe ermordet. Warum
sollte  dieser  Staat  uns  also  jetzt  beschützen?  Das  zeigt  der  Angriff  am
Samstag auch noch mal. Während Linke kassierten haben, haben die Cops
zugeschaut. Doch wenn der Staat uns nicht schützt, dann müssen wir es
selber tun. Das heißt aber nicht,  dass wir uns alle individuell  eine Dose
Pfeffer  Spray  kaufen  und damit  sicher  sind,  sondern  vielmehr,  dass  wir
Strukturen aufbauen für Selbstverteidigung. Diese Strukturen müssen lokal,
also an Schulen, Unis und Betrieben aufgebaut werden, denn das sind die
Orte wo wir unseren Tag verbringen und wo wir auch angegriffen werden
können. Vor allem Schulen sind hier wichtig, da wir wissen, dass der III. Weg
gerade immer wieder versucht, dort Leute zu erreichen durch Infostände und
das  Verteilen  von  Flugblättern.  Auch  um  solche  Verteil-Aktionen  zu
unterbinden, sind diese Strukturen wichtig. Diese Strukturen müssen auch
von der Gewerkschaft aufgebaut werden, denn diese sind der Kontakt in die
Betriebe. Außerdem sind ihre Mitgelder eher von rechten Angriffen bedroht,
denn Faschos wollen nicht, dass wir uns zusammen schließen und die Krisen
sozial bekämpfen- ein Potenzial, das vor allem Gewerkschaften haben. Und so
ist  es  auch die  Verantwortung der  Gewerkschaften,  dass  ihre Mitglieder
geschützt  werden.  In  diesen  Selbstverteidigungsstrukturen  muss  es
kostenfreie Selbstverteidigungs-Kurse für jede:n geben. Es muss aber auch
die Möglichkeit geben, dass diese Strukturen bei Angriffen schnell da sind,
um uns und andere verteidigen zu können. Diese Strukturen sind es auch, die
bei  Demonstrationen  wie  der  Demo  am Samstag  oder  dem CSD rechte
Angriffe abwehren und die Demo schützen können.

Selbstverteidigungsstrukturen sollten keine Jagd auf den III. Weg machen.
Denn klar ist, dass wir nicht einfach jeden Fascho verhauen können bis der
Rechtsruck endet. Jeder Angriff auf Nazis ist auch ein Risiko für uns und
dieses Risiko zu akzeptieren macht nur Sinn, wenn der Gewinn es wert ist.
Doch mit 5 gebrochen Nazi-Nasen allein ist niemanden geholfen.



Ein  Ende  der  Angriffe  wird  es  erst  geben,  wenn  die  Rechten  politisch
geschlagen wurden. Doch wie tun wir das?

Dafür müssen wir  verstehen warum die Rechten aktuell  so  einen Zulauf
haben.  Hier  sehen  wir,  dass  vor  allem  in  der  sozialen  Krise  Rechte
profitieren. Denn dann schaffen es die Rechten, den Leuten glaubhaft zu
machen, dass nicht der Kapitalismus das Problem ist, sondern der Migrant
neben dir. In ihrer Logik sind Menschen arm, weil andere arme Menschen,
z.B. Migrant:innen oder Arbeitslose, Sozialleistungen empfangen. Aber es ist
nicht  der  Migrant  wegen  dem  wir  zu  wenig  Geld  haben,  sondern  der
Kapitalist, der sich den Profit, den wir produzieren, in seine Tasche steckt,
anstatt ihn der Gemeinschaft zugutekommen zu lassen. Das verschweigen die
Rechten aber. Sie wollen nicht, dass wir fragen, warum wir von unseren
Bossen beklaut und ausgebeutet werden, sondern wollen uns verkaufen der
Migrant sei schuld. Diese Lügen gilt es als aufzudecken. Es braucht eine
Einheitsfront aus Gewerkschaften, Linkspartei und SPD die genau das tut,
denn sie sagen ja, dass für sie der Kampf gegen Rechts so wichtig sei. Dann
sollen sie endlich gegen die soziale Krise kämpfen indem sie die Reichen
dafür zahlen lassen. Es sind diese Organisationen, sowie die Jugend und alle
Unterdrückten,  die  wenn  sie  sich  zusammen  tun,  etwas  gegen  den
Rechtsruck tun können. Das Wichtigste dabei  bleibt:  ein richtiger Kampf
gegen  Rechts  ist  ein  Kampf  gegen  das  System,  was  den  Rechten  den
Nährboden gibt.

Lasst uns also gemeinsam dafür kämpfen, dass es keine weiteren rechten
Angriffe gibt. Lasst uns den Rechten das Handwerk legen.

Wahlen in  Frankreich –  Scheiß
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auf  Volksfront,  Jugend  in  die
Offensive!
von Flo Weitling, Juli 2024

Vorgestern fand der erste Wahlgang bei den Neuwahlen des französischen
Parlaments statt. Aus dieser ging Le Pens RN als stärkste Kraft hervor. Wie
in  den meisten Ländern Europas  aber  auch weltweit,  ist  dass  einer  der
Ausdrücke des vorranschreitenden Rechtsrucks in Folge der Führungskrise
der Arbeiter:innen. Doch was können wir als Jugendliche dagegen tun?

Demokratie oder Faschismus?
Nach  dem immensen  Erfolg  des  Rassemblement  National  (RN,  deutsch:
Nationale  Sammlungsbewegung)  bei  den  EU-Wahlen  letzten  Monat,
beschloss noch am selben Tag der französische Präsident Emanuel Macron
die Auflösung des Parlaments und somit Neuwahlen.

Kurz darauf bildete sich ein linkes Bündnis aus der linkspopulistischen La
France Insoumise,  den bürgerlichen Arbeiter:innenparteien (Sozialistische
und Kommunistische Partei) und den französischen Grünen, die zwar linker
als die deutschen, aber trotzdem eine kleinbürgerliche Partei sind. Unter
dem  Banner  der  „Neuen  Volksfront“  (Nouveau  Front  Populaire,  NFP)
schließen sie an eine Taktik an, die schon 1936 kläglich gescheitert ist. Doch
warum ist das so?

Der  Zusammenschluss,  will  unter  dem Motto  „Alles  gegen  den  RN“  die
politische Krise Frankreichs herunterbrechen auf die Frage von „Demokratie
gegen Faschismus“. Das zeigt sich auch daran, dass sie nun ankündigten in
den  Wahlkreisen  wo  sie  hinter  den  Liberalen  liegen,  ihre  Kandidatur
zurückzuziehen und somit ganz offen Macrons Bündnis zu unterstützen. Das
hat den Zweck, dass „keine einzige Stimme an das RN geht“. Wie richtig es
auch ist  sich den Rechten entgegenzustellen,  kann dieses Bündnis deren
Aufstieg nicht verhindern. Das erkennt man auch schon ganz praktisch am
Programm der Volksfront selber. Denn selbst ohne die offenen bürgerlichen
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Parteien bereits im Boot zu haben, ordnen sie sich dem Imperialismus unter,
so in der Frage der Wiederaufrüstung oder selbst der Aufrechterhaltung der
kolonialen Herrschaft über Kanaky (Neukaledonien). Ihr Ziel ist es dabei im
Parlament zusammen mit Macrons Liberalen (welche in der ersten Runde
hinter der NFP und dem RN liegen) ein Bündnis aufzustellen um somit eine
RN-Regierung zu verhinden. Doch selbst wenn ihr Plan aufgeht, stellt sich
die Frage was sie damit bewirkt haben? Werden die Arbeiter:innen nicht
mehr  ewig  schuften  müssen  bis  sie  in  die  Rente  können?  Werden
Migrant:innen weniger rassistisch angegangen werden und wir Jugendlichen
Geld für unsere Billdung haben? Wird die Kriegstreiberei ein Ende finden?
Die Antwort ist Nein, denn die Taktik der Volksfront bekämpft eben nicht die
Ursachen, welche den Aufstieg der Rechten begünstigen.

Denn der Kampf gegen Rechtsruck und Faschismus kann nie ein Kampf mit
sondern nur gegen die Kapitalist:innen, ihre Parteien und ihre Ordnung sein!
Denn ihr System ist es, welches erst die Bedingungen für den Aufstieg des
Rechtspopulismus bis hin zum Erstarken von offen faschistischen Kräften
schafft. Sich ihnen in einem „Kampf gegen den Faschismus“ unterzuordnen
heißt unsere Kampfkraft abzugeben und die Lösung des Problems faktisch zu
verhindern.

Denn die geballte Stärke der Jugend und Arbeiter:innenklasse ist  es,  die
durch Streiks, Besetzungen und Aufstände, bis hin zu einer Revolution, die
Überwindung der Probleme erreichen kann. Den Rechtsruck aber auch das
was diesen erst geschaffen hat, wie die hohen Lebenserhaltungkosten oder
ganz generell die tägliche Ausbeutung und Unterdrückung.

Wenn wir jedoch den Illusionen der netten Fratze der Diktatur des Kapitals,
also  der  „Demokratie“,  hinterherrennen,  kann  unser  Kampf  kein
erfolgreicher sein! Denn der demokratische Staat ist es, der unsere Armut,
Ausbeutung und Unterdrückung aufrechterhält. Der demokratische Staat ist
es der Kriege führt und Genozide unterstützt. Der demokratische Staat ist es
der uns abschiebt und durch seine Handlanger, die Polizei, ermordet. Der
demokratische Staat ist es, der uns bis zum Zusammenbruch arbeiten lassen
will, damit er auf dem Weltmarkt besser konkurrieren kann. Wenn wir also
den demokratischen, bürgerlichen Staat und die Ordnung die er aufrecht



erhält wählen, wählen wir nicht das kleinere Übel sondern schaufeln fleißig
weiter  unser  eigenes  Grab!  Denn  die  Leute  haben  die  bürgerliche
Demokratie und ihre Politik, ob von Macron, Biden oder Habeck, satt und
zwar völlig zu Recht!

Der ganze Aufstieg der Rechten ist letztendlich auch ein Ausdruck davon,
dass die Organisationen der Arbeiter:innenklasse den Kampf gegen diese
Ordnung, an der nicht die Rechten die schlechten Stellen sind, sondern die
als ganzes ein Übel ist, nicht konsequent geführt haben. So haben wir es bei
den  Rentenreformen  gesehen,  wo  die  großen  Gewerkschaften  und
linkspopulistischen sowie reformistischen Parteien notwendige und mögliche
Generalstreiks  verhindert,  den  Kampf  in  die  Bahnen  des  Parlaments
verschoben  und  somit  geschwächt  haben.

Was braucht es dann?
Anstatt mit bürgerlichen Kräften zu liebäugeln und am liebsten zusammen
mit Macron eine Regierung zu bilden, braucht es einen Zusammenschluss
der  Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  und  der  Gewerkschaften  zu
einer  Einheitsfront,  welche  die  geballte  Kampfkraft  der  Jugend  und
Arbeiter:innen  entfesselt.  Dabei  müssen  wir  als  Revolutionäre  die
Jugendlichen  und  Arbeiter:innen  von  den  Illusionen  der  reformistischen,
bürgerlichen Arbeiter:innenparteien wegbrechen und für ein revolutionäres
Programm gewinnen. In einem gemeinsamen Kampf gegen und nicht mit
dem Klassenfeind!

Die spontanen Proteste nach der Europawahl und auch nach den Neuwahlen
zeigen das Potenzial für eine Bewegung welche diesen Kampf führen kann.
Wir als Jugend müssen in diesen Kämpfen eine militante und führende Rolle
einnehmen,  was in  den letzten Jahren schon teilweise  passiert  ist.  Doch
darauf  müssen  wir  akt iv  ausbauen  und,  im  Bündnis  mit  der
Arbeiter:innenklasse, den Umsturz des Systems vorrantreiben! Auch in der
Jugend selber müssen wir die Überzeugung festigen, dass eine revolutionäre
Perspektive notwendig ist um unsere Probleme zu lösen.

Um das zu tun müssen wir uns organisieren, an unseren Schulen sowie in



Unis und Betrieben. Wir müssen die Orte an den wir uns täglich aufhalten
zur Agitation nutzen und Organe wie Schul- und Unikomitees schaffen. Diese
können auch langfristig den Grundstein der Selbstverwaltung legen, die eine
Ordnung nach dem Zerschlagen des bürgerlichen Staats  braucht.  Darauf
aufbauend müssen wir Schul- und Unistreikkomitees initiieren, um unseren
Kampf  zu  organisieren  und  als  geballte  Front  den  Rechten  und  den
Kapitalist:innen entgegenzutreten!

Um diese Arbeit zu koordinieren und zum Erfolg zu führen braucht es eine
unabhängige Jugendorganisation die diesen Kampf vorrantreibt.  Sie muss
international den kämpfenden Jugendlichen eine revolutionäre Perspektive
aufzeigen und dabei den Aufbau einer Jugendinternationale anstreben. Die
Organisierung  der  Jugend  in  Europa  und  Weltweit,  über  die  nationalen
Grenzen hinaus, ist notwendig, denn wir uns muss klar sein: Genauso wie die
Arbeiter:innen, hat die Jugend kein Vaterland und kann nur international
organisiert siegen!

Wir fordern:

Schluss mit der Volksfront! Es braucht eine Einheitsfront der Jugend und
Arbeiter:innenklasse!
Nieder mit Macron – Nieder mit der RN! Für ein revolutionäres Programm der
Jugend und der Arbeiter:innen!
Aufbau von Schul- und Unikomitees sowie einer schlagkräftigen Bewegung
gegen die Angriffe der Kapitalist:innen und den Aufstieg der Rechten!
Für den Aufbau einer Jugendinternationale!

Ein neues Wir-Gefühl – mit dem
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Klassenfeind?
Von Maximilian Macht und Felix Ruga

Menschenmassen mit Deutschlandfarben im Gesicht bemalt oder schwarz-
rot-goldene  Mützen  oder  Fahnen  sieht  man  nicht  nur  bei  den  vielen
organisierten Public Viewings, sondern auch in Restaurants, Kneipen oder
Spätis, wo die EM-Spiele übertragen werden. Falls ein Tor fällt oder das
Spiel  gewonnen  wird,  hört  man  lautstark  den  Namen  des  Landes  und
vielleicht gibt’s sogar am Ende ein Autokorso oder ein Feuerwerk. In der
Halbzeit  kommen dann die  Tagesthemen,  in  denen es  darum geht,  dass
Scholz  es  jetzt  mit  aller  Gewalt  versucht,  doch  noch  Abschiebungen  in
„sichere“ Drittstaaten zu ermöglichen. Oder Pistorius erklärt uns, dass es mit
der Kriegstüchtigkeit endlich mal vorwärts gehen müsse, damit Deutschland
„Verantwortung übernehmen“ kann.

Die meisten in der radikalen Linken werden sich verständlicherweise von
Fanzonen  und  einem  Check24-Trikot  fernhalten.  Aber  wie  sollten  wir
politisch  dazu  stehen  und  welche  Fragen  wirft  das  für  uns  auf?

Endlich unverkrampft
Bis noch vor gar nicht allzu langer Zeit hatte es noch etwas Anrüchiges,
wenn man stolz die schwarz-rot-gelbe Fahne im Garten stehen hatte oder
sich damit einhüllte. Das war eher etwas, was man mit rechtem Gedankengut
verbunden hat, und sicherlich hat es auch heute noch was davon, auch wenn
es sich ändert. Denn mit der Wiedervereinigung, dem damit verbundenen
nationalistischen  Taumel  und  der  Neuausrichtung  des  deutschen
Imperialismus  wurde  hier  eine  Bresche  geschlagen,  und  das  hat  das
„Sommermärchen“,  also  die  Fußball-WM  2006  in  Deutschland,  vollends
normalisiert.  Damals  wurde  voller  Begeisterung  von  Presse  und  Politik
verkündet,  dass man nun endlich wieder ohne politische Hintergedanken
patriotisch und stolz auf Deutschland sein dürfe. Bei diesem Gefühl hat zum
einen  der  millionenfach  verkaufte  Deutschland-Merch  von  Fähnchen  bis
Autospiegelüberzieher eine große Rolle gespielt, aber auch das erstmalige
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Aufkommen von  großangelegten  Public  Viewings,  bei  denen  man  in  der
Sonne mit seinen Freund:innen, der Familie und hunderten anderen Leuten
das Spiel geguckt hat und so eine Volksfest-Stimmung aufgekommen ist.

Und das ist mit Sicherheit auch der größte Reiz, weswegen internationale
Fußballturniere  so  massenhaft  die  Menschen  bewegt:  Es  entsteht  ein
Gemeinschaftsgefühl, denn alle sind jetzt hier auf der gleichen Seite, nämlich
„für  Deutschland“.  Wenn man mal  kritisch nachfragt,  werden viele  auch
erstmal sagen, dass es dabei vor allem darum geht, dass man halt gemeinsam
die Fußballmannschaft („unsere Jungs“) unterstützt. Aber auch, dass es halt
normal sei oder sein sollte, dass man „sein Land“ unterstützt. Und sowieso
ruft man ja auch nicht „Olé DFB!“, sondern „Deutschland, Deutschland!“.
Auch wenn es für Viele in erster Linie ein spaßiges Event zu sein scheint,
normalisieren  und  verbreiten  sich  damit  nationalistische  Annahmen  von
Zugehörigkeit und „wir gegen die“.

Nationalismus und seine Funktion
Nationalismus  schafft  ein  verfälschtes  Gemeinschaftsgefühl  von  Familie,
Heimat  und  dessen  „Schutz“.  In  der  Realität  sind  das  aber  höchst
widersprüchliche  Dinge  und  mit  Sicherheit  nicht  die  wohlig-weichen
Gemeinschaften,  wie  sie  von  bürgerlicher  Seite  gemalt  werden:  In  der
Familie  reproduziert  sich  die  Unterdrückung  von  Frauen,  von  queeren
Menschen  und  von  Jugendlichen.  „Das  Heimatland“  wird  bestimmt  und
kontrolliert durch das Kapital und seinen Staat und damit auch sicherlich
nicht „unser Land“. Und „Schutz“ eben dieser bedeutet meist Angriff auf
äußere und innere „Feinde“, also Krieg und Repression. 

Dennoch  spielen  diese  Vorstellungen  eine  sehr  wichtige  Rolle  für  den
Kapitalismus, nämlich als eine ideologische Grundlage der Verblendung und
Ausbeutung, um seine Existenz zu sichern. Nationalismus zu stärken ist in
Krisenzeiten  vom  Kapitalismus  eine  wichtige  Technik  des  bürgerlichen
Staates,  denn  die  „notwendigen“  Sparmaßnahmen,  kriegerischen
Entbehrungen  und  Angriffe  auf  die  demokratischen  Rechte  müssen  ja
irgendwie gerechtfertigt werden, da sie offensichtlich gegen die Interessen
der großen Mehrheit der Gesellschaft, der Arbeiter:innenklasse, stehen. Also



sagen Staat und Kapital: „Schaut her, wir sind doch alles Deutsche und wir
müssen nun gemeinschaftlich die Interessen Deutschlands vertreten“, was
zuverlässig immer bedeutet, sich den Interessen des Staates und des Kapitals
unterzuordnen, indem man sich den „Notwendigkeiten“ der internationalen
Konkurrenz ergibt. Letztendlich geht es darum, die Arbeiter:innenklasse in
solchen  Momenten  ideologisch  zu  integrieren  und  zu  spalten,  ob  durch
Rassismus, Sexismus oder Anderem, um diese verstärkt auszubeuten. Das
Kapital versucht also, reelle Gemeinschaften und Solidarität mit Mystischen
zu ersetzen.

Rassisten und ihre Widersprüche
Für die Spieler ist es ein Moment, in welchem sie sich als nationalistisches
Aushängeschild des Staates hergeben müssen,  um im Wettbewerb gegen
andere zu gewinnen. Für diesen Wettbewerb stellt der deutsche Staat seinen
Rassismus momentan beiseite, um nicht-weiße Spieler für sich spielen zu
lassen, um dann kurz davor wieder Rassismus als Wahlkampfthema Nummer
eins  zu  verwenden.  Deutlich  wird  dies  durch  die  Kommentare  von  Olaf
Scholz,  welcher  vor  einiger  Zeit  forderte,  wieder  „im  großen  Stil
abzuschieben“. Gleichzeitig seien die Spieler „alles Deutsche“ und „unsere
Jungs“, um ein Zeichen gegen den Rassismus jener 30 % zu setzen, welche
sich  laut  einer  Umfrage  der  ARD  wünschten,  weniger  Menschen  mit
Migrationshintergrund in der Nationalmannschaft zu haben. Problematisches
Verhalten von Fans im Kontext von „Wir gegen die“ schlägt nicht selten in
offenen Rassismus um, wenn nun ein Spieler die „Frechheit“ hat, bei der
Nationalhymne  nicht  mitzusingen  oder  schlichtweg  nicht  wie  erhofft
performt,  oder  ein  anderer  Fan  die  falsche  Fahne  mit  sich  trägt.

Mit dem internationalen Rechtsruck ist ein Anwachsen von Nationalismus für
Rechte  vorteilhaft,  und  die  EM  kommt  dort  sehr  gelegen.  Denn  auch
innerhalb  des  bürgerlichen  Lagers  gibt  es  einen  Kampf  darum,  welche
konkrete Bedeutung nun der deutsche Nationalismus haben sollte. Liberale
sprechen  davon,  dass  Deutschland  ja  jetzt  zeigen  könnte,  wie  offen,
gastfreundlich und tolerant es sei, und dass das sei, was man meine, wenn
man „stolz auf Deutschland“ ist. Ausdruck dessen sollte auch das neue, pinke



Ausweichtrikot sein, das laut dem ehemaligen DFB-Geschäftsführer Bierhoff
„den  Nerv  der  Kids“  treffen  sollte,  also  gewissermaßen  dem  etwas
angestaubten Nationalismus neuen Lack verleihen. Die Rechten sehen das
natürlich anders: Nicht nur gab es online schwere Wutausbrüche wegen des
Trikots, was als „unmännlich“ wahrgenommen wird. Die AfD will den Pride
Month zum „Stolzmonat“ umdeuten und dieser fällt dieses Jahr in die EM.
Maximilian Krah sagte deshalb, dass der Stolzmonat das „Gegenmodell zum
Pride Month, zur Pride EM, zum Regenbogen“ sei.

Was machen wir daraus?
Aus all dem sollte klar geworden sein: Diesen nationalistischen Taumel zu
jeder WM und EM sollten wir kritisieren und ablehnen. Aber es macht dabei
keinen  Sinn,  uns  über  die  einzelnen  Fans  zu  erheben  und  dafür  zu
maßregeln,  denn  die  Allermeisten  gehören  zur  Arbeiter:innenklasse  und
haben  den  nachvollziehbaren  Wunsch,  in  einer  widersprüchlichen  und
unterdrückerischen Gesellschaft etwas Gemeinschaft zu erleben und einfach
für ein paar Stunden eine gute Zeit zu haben, auch wenn man dabei als Linke
ziemlich Bauchschmerzen haben dürfte. Im privaten Umfeld kann es auch
durchaus sinnvoll sein, etwas kritische Reflexion anzustoßen. Auf politischer
Ebene sollten wir aber selbstverständlich dagegen agitieren, wenn dies in
rassistischen oder sexistischen Angriffen mündet – sei es von Fans oder der
Regierung, die die EM-Stimmung als Rückendeckung missbraucht.

Vielmehr macht es eine Frage für fortschrittliche Kräfte auf: Wie können wir
selbst kollektive Erlebnisse der Gemeinschaft schaffen? Neben massenhaften
politischen Aktionen können solche Dinge wie Fußball dabei sogar eine Rolle
spielen: Denn Fußball ist gewissermaßen ein Sport der Arbeiter:innenklasse,
ein Massensport mit Vereinsstrukturen mit 7 Millionen Mitgliedern allein in
Deutschland.  Fußball  hat  erst  so  eine  große  gesellschaftliche  Relevanz
bekommen, als die Arbeiter:innen sich den 8-Stunden-Tag und höhere Löhne
erkämpft haben, denn so war nach der Arbeit Zeit, zum Training zu gehen
und samstags zum Spiel. Man muss sich dafür nur mal angucken, wann die
meisten großen Vereine gegründet wurden.

Andererseits ist der Fußball fest unter der Kontrolle des Kapitals. Dagegen



müssen wir auch kämpfen, um uns den Fußball wie den Sport allgemein
zurückzuholen. Hierbei macht es zum einen Sinn, uns die Geschichte der
Arbeiter:innensportvereine  ins  Bewusstsein  zu  rufen,  aber  auch  als
klassenbewusste  Jugendliche  und  Arbeiter:innen  organisiert  in  den
existierenden  Vereinen  und  Verbänden  zu  wirken,  dabei  den  Sport  zu
politisieren,  zu  demokratisieren  und  den  Einfluss  des  Kapitals
zurückzudrängen. Letztendlich muss es gesellschaftlich darum gehen, den
Breitensport  gegenüber dem Spitzensport  zu fördern,  zu verallgemeinern
und für weite Teile des Proletariats überhaupt erst zu ermöglichen. Damit
würde  auch  den  Spitzenwettbewerben  gänzlich  ihr  Charakter  als
unerreichbare und vergötterte Ereignisse verloren gehen. Somit könnten wir
diesen passiven Konsumnationalismus des Fernsehschauens ersetzen durch
echte und erlebte Gemeinschaft, was letztendlich nur durch die Überwindung
der gesamten Ausbeutergesellschaft vollends möglich wird!

Was  ist  eigentlich
antimuslimischer Rassismus und
woher kommt er?
Von Dilara Lorin und Stephie Murcatto, April/Mai 2024, Revolution Zeitung
2/2024

„Kopftuchmädchen, alimentierte Messermänner und sonstige Taugenichtse!“

Dass  die  rechtsextreme  AfD-Abgeordnete  Alice  Weidel  diesen  Satz  im
Bundestag gesagt hat,  ist noch gar nicht so lange her. Lehrer:innen, die
deine Hijab tragenden Mitschüler:innen verbal angreifen und fragen, ob sie
dazu gezwungen wurden und das Kopftuch wieder abnehmen sollen, bis hin
zu Sprüchen wie „Na bekommt dein Gehirn darunter noch Luft“. Oder die
Wohnungssuche,  bei  der  Vermieter:innen  einen  Lukas  einem  Hamid
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vorziehen, obwohl beide die gleichen Unterlagen vorlegen, was zu offener
Diskriminierung und Benachteiligung führt und auf dem Arbeitsmarkt nicht
anders aussieht. Dies sind nur Bruchstücke des antimuslimischen Rassismus,
mit dem viele Menschen tagtäglich konfrontiert sind. Dabei hat sich die Lage
in  Deutschland  seit  dem  7.  Oktober  2023  verschlechtert,  indem  alle
Muslim:innen unter Generalverdacht gestellt  werden.  Vize-Kanzler Robert
Habeck fordert in einer Ansprache alle Muslim:innen dazu auf, sich zum 7.
Oktober zu verhalten und Israel als Staat anzuerkennen. Würde dem nicht
Folge geleistet, könnten sie Gefahr laufen, ihren Aufenthaltstitel zu verlieren.
Der Generalverdacht, der von allen Seiten der deutschen Politik kommt, ist
ein  Schlag ins  Gesicht  der  5,3  –  5,6  Millionen in  Deutschland lebenden
Muslimen (ungefähr 6,4 – 6,7 Prozent der deutschen Bevölkerung). Doch was
ist antimuslimischer Rassismus und woher kommt er? Um dies zu verstehen,
müssen wir uns zuerst anschauen, was Rassismus ist:

Was ist Rassismus?
Eines ist klar: Rassismus ist kein Produkt der „menschlichen Natur“ und
auch  nicht  Ausdruck  einer  „tief  verwurzelten  Angst  vor  dem Fremden“.
Vielmehr ist Rassismus eng mit der Entstehung bürgerlich-imperialistischer
Nationalstaaten  verbunden.  In  einer  Zeit,  in  der  der  Kapitalismus  einen
Weltmarkt schuf und die Nationalstaaten neue Märkte erschließen mussten,
wuchs aufgrund der kolonialen Ausbeutung das Bedürfnis nach Erklärungen,
die die „Unzivilisiertheit“ dieser Menschen konstatierten und sie damit zu
ewigen  „Dienern  des  weißen  Mannes“  machten.  Damit  war  der  Boden
bereitet für die pseudowissenschaftliche Erklärung ihrer „Minderwertigkeit“
durch den Rassenbegriff. Rassismus übersteigt jedoch bloße sprachliche oder
kulturelle  Kategorisierungen und nutzt  phänotypische Merkmale wie zum
Beispiel  Hautfarbe  und  Kopfform,  um  Menschen  in  vermeintlich  feste
Gruppen einzuteilen. Der Rassenbegriff diente als effizientes Werkzeug für
bürokratische  Grenzziehungen  und  demagogische  Mobilisierung.  Der
Rassismus ermöglicht auch die Zuteilung unterschiedlicher Rechte je nach
Zugehörigkeit  zu  einer  „rückständigen“  oder  „zivilisierten“  Nation  oder
Nationalität.  Damit  wird  die  ethnische  Zugehörigkeit  zu  einem
imperialistischen  „Staatsvolk“  positiv  und  die  zu  allen  anderen  negativ



bewertet, was zu einer Abwertung der Angehörigen unterdrückter Nationen
führt.  Rassismus  ist  tief  in  unserem  gegenwärtigen  Herrschaftssystem
verankert. Die materielle Basis des Rassismus‘ in der Arbeiterklasse ist die
massenhafte  Überausbeutung  in  den  Halbkolonien,  die  einem  Teil  der
Arbeiterklasse in den imperialistischen Ländern einen gewissen Wohlstand
zu garantieren scheint.

Was  zeichnet  antimuslimischen  Rassismus
aus?
Dabei handelt es sich um eine Form des Rassismus, der sich nicht nur gegen
religiöse Sympathien und Praktiken richtet, sondern gleichzeitig Menschen
aufgrund ihrer Hautfarbe oder Herkunft rassifiziert und dem Islam zuordnet.
Antimuslimischer Rassismus und Islamophobie machen den:die „Muslim:in“
zu  einer  unveränderlichen  Sache,  sodass  Menschen  verschiedener
Nationalitäten  und  sogar  Glaubensrichtungen  als  „muslimisch“
charakterisiert  werden. Somit trifft  antimuslimischer Rassismus nicht nur
Muslim:innen sondern auch diejenigen, die scheinbar „muslimisch“ aussehen
oder  Menschen sind,  die  aus  einem Land mit  mehrheitlich  muslimischer
Bevölkerung  stammen.  Dabei  hat  der  antimuslimische  Rassismus  einen
ähnlichen Zweck wie der Rassismus: Spaltung der Arbeiter:innenklasse und
herausentwickeln  einer  prekären  Schicht  dieser,  Trennung  des
Arbeitsmarktes  und  Legitimation  von  Kriegen  und  imperialistischen
Interessen. Durch die Spaltung der Arbeiter:innenklasse wird einerseits eine
einheitliche Masse der Ausgebeuteten verhindert und andererseits können
jene  Arbeiter:innen  besser  ausgebeutet  werden,  die  aufgrund  ihrer
Rassifizierung  nicht  die  gleichen  Rechte  erhalten.  Die  Verbindung  der
Diskriminierung  von  Arbeitsmigrant:innen  mit  ihrer  rassistischen
Brandmarkung als „Muslimin:innen“ stellt diese als „Gefahr“ für „zivilisierte“
Gesellschaften  dar.  Diese  Charakterisierung  wird  zunehmend  von
Rechtsextremen aufgegriffen und mit  Verschwörungsideologien verknüpft.
Ein  Beispiel  dafür  ist  die  sogenannte  „Islamisierung  des  Abendlandes“,
wegen der angeblich muslimische Einwanderung stattfindet, um die weiße
Bevölkerung zu marginalisieren. So soll die Abschottung und Rückführung
von  Geflüchteten  besser  gelingen.  Letztendlich  sind  alle  Formen  von



Islamophobie und antimuslimischem Rassismus rassistische Ideologien, die
der  Unterdrückung  von  eingewanderten  und  geflüchteten  Arbeiter:innen
dienen  sowie  einen  ideologischen  Deckmantel  für  „humanitäre“
Interventionen  in  Halbkolonien  oder  die  Unterstützung  des  zionistischen
Staates rechtfertigen.

Wie  ist  der  antimuslimische  Rassismus
entstanden?
In den letzten Jahren hat sich der Rassismus gegen Muslim:innen und die
Islamophobie erheblich verändert, wodurch dem antimuslimischen Rassismus
ein anderer Charakter verliehen wurde. Seit den 2000er Jahren können wir
erkennen, dass der antimuslimische Rassismus eine dominierende Form des
Rassismus in den imperialistischen Ländern eingenommen hat. Dies hat seine
Ursache in verschiedenen historischen Entwicklungen. Eine davon ist der
Zusammenbruch der Sowjetunion,  der die Weltlage schlagartig verändert
und die USA dazu veranlasst hat, die Welt neu ordnen zu wollen, um ihre
Hegemonie und ihre Machtansprüche zu sichern.  In den USA wurden in
dieser Zeit immer mehr Bücher und Publikationen veröffentlicht, die Wege
und Strategien für die Hegemonie der USA skizzieren. Dabei wurden vor
allem andere imperialistische Länder wie China und Russland als Rivalen
dargestellt und Strategien veröffentlicht, die verhindern sollten, dass diese
Länder die Hegemonie der USA angreifen können. Eines dieser rassistischen
Bücher war Huntingtons Clash of Civilisations (Kampf der Kulturen),  das
auch  den  „Islam“  als  einen  Imperialismus  beschrieb,  der  sich  zu  einem
globalen Rivalen entwickeln könnte, und das voller rassistischer Ideologie
war. Dabei ist der Islam weder eine wirtschaftliche Einheit noch eine Nation
oder eine Föderation von Nationen. Er ist kein Rivale um die Weltmacht.
Aber er eignet sich gut als globaler Feind, der sowohl intern als auch extern
ist. Nach den Angriffen am 11. September 2001 wird diese Ideologie dann
genutzt, um den sogenannten „war on terror“ zu legitimieren und dutzende
imperialistische  Kriege  wie  in  Afghanistan,  auf  vermeintlich  muslimische
Länder im Mittleren Osten, aber auch überall in der Welt zu legitimieren.
Außerdem  bietet  es  nicht  nur  eine  ideologische  Rechtfertigung  für  die
Destabilisierung  des  Nahen  und  Mittleren  Ostens,  sondern  auch  für  die



polizeiliche  Überwachung  und  Stigmatisierung  der  muslimischen
Bevölkerung.  Dafür  mussten  der  „Islam“  und  der  „Islamismus“  als
einheitliches  Gebilde  konstruiert  werden,  um  somit  einen  homogenen,
gefährlichen und barbarischen Feind zu kreieren, dessen Anhänger:innen zu
einer rückständigen Kultur gehören, die nicht in die moderne, demokratische
Gesellschaft integrierbar ist. Dass im Islam selbst unterschiedliche Schulen
und  Glaubensauslegungen  vorherrschen,  beispielweise  Unterschiede
zwischen Schiiten und Sunniten, spielt dabei gar keine Rolle. Dabei wird oft
von  allem  Islam  als  Islamismus  gesprochen,  ohne  zwischen  echtem
Islamismus  (politischem  Islam)  und  dem  Islam  als  bloßer  Religion  zu
unterscheiden. So werden die in Deutschland stattfindenden Pro-Palästina-
Demonstrationen von Robert Habeck als islamistisch bezeichnet, obwohl es
sich bei den Organisatoren größtenteils um säkulare, linke Organisationen
handelt.

Situation von Muslim:innen
Insgesamt gehört die Mehrheit der Muslim:innen in der EU zu den prekären
Teilen  der  Arbeiter:innenklasse:  So  ist  die  Arbeitslosenquote  unter
türkischen  Arbeiter:innen  in  Deutschland  oder  unter  pakistanischen  und
bangladeschischen Arbeiter:innen in Großbritannien um 15 bis 40 Prozent
höher  als  im  nationalen  Durchschnitt;  man  kann  also  sagen,  dass  die
Arbeitslosenquote unter Migrant:innen und Muslim:innen (soweit getrennte
Daten  vorliegen)  wesentlich  höher  ist  als  im  nationalen  Durchschnitt.
Dadurch wird deutlich, dass Muslim:innen systematischer Unterdrückung,
Diskriminierung  und  Stigmatisierung  ausgesetzt  sind,  was  als  Folge
Ghettoisierung  mit  sich  bringt.

Auf  dem  Arbeitsmarkt  und  in  der  Schule  erleben  Migrant:innen  und
Muslim:innen alltägliche Diskriminierung und Unterdrückung aufgrund ihrer
Herkunft  und  Religion,  auch  wenn  es  in  vielen  Ländern  oberflächliche
Antidiskriminierungsgesetze  gibt,  die  nicht  verhindern,  dass  z.  B.  die
Arbeitssuche für Migrant:innen mit Kopftuch wesentlich schwieriger ist als
für weiße Frauen ohne Kopftuch. Auch in der Schule ist es für Schüler:innen
aufgrund ihrer sozialen Lage schwieriger, akademische Erfolge zu erzielen,



was insgesamt dazu führt, dass Muslim:innen (und Migrant:innen insgesamt)
tendenziell  in  schlechter  bezahlten  Sektoren  arbeiten  als  weiße
Arbeiter:innen.

Wir wollen im zweiten Teil der Artikelreihe zu antimuslimischem Rassismus
genauer darauf eingehen, was wir tun können, um dagegen anzukämpfen.
Welche Forderungen sollten wir im Kampf aufstellen? Wieso ist der Kampf
für Religionsfreiheit für alle wichtig? Seid gespannt.

3  Gründe,  warum
“Willkommens”klassen  nichts
mit Inklusion zu tun haben
April 2024

Es  klingt  erst  mal  nett:  eine  Klasse,  in  der  geflüchtete  Kinder  und
Jugendliche willkommen geheißen werden, gemeinsam Deutsch und Lesen
und  Schreiben  lernen,  um  dann  einen  einfachen  Einstieg  in  den
Regelunterricht zu haben. Da hat man gar nicht mehr diesen spaltenden
flavour wie damals, als dasselbe Konzept noch „Ausländerklassen“ genannt
wurde.  Zu  Recht?  Nein,  die  Regierung  will  uns  pranken  und  die
Leidtragenden des Pranks sind unsere geflüchteten Mitschüler:innen (sowie
in geringerem Maße die Lehrkräfte und alle anderen im Schulbetrieb). Wir
sind „Jugend gegen Abschiebung“ und wir wollen nicht nur Abschiebungen
verhindern und den Rechtsruck stoppen,  sondern in eine antirassistische
Gegenoffensive übergehen, deswegen bieten wir euch hier ein paar Fakten
sowie 3 Argumente gegen „Willkommens“klassen und einige Stichpunkte,
was wir stattdessen bräuchten für einen inklusiven Schulalltag für alle.

Die  Schulpflicht  in  Deutschland  ist  in  der  Regel  nicht  abhängig  vom
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Aufenthaltsstatus,  d.h.  geflüchtete Kinder sind genauso schulpflichtig wie
hier aufgewachsene. Wie genau Geflüchteten der Schulbesuch ermöglicht
werden soll,  ist  aber Ländersache und es funktioniert überall  ein kleines
bisschen  anders.  In  elf  Bundesländern  ist  dies  in  sogenannten
Willkommensklassen (WK) organisiert, wir beziehen uns hier der Einfachheit
halber vor allem auf eines dieser elf: Berlin. Es gibt hierzu nicht extrem viele
kritische  Untersuchungen,  wir  empfehlen  aber  ‚Die  Kontinuität  der
Separation‘ (Karakayalı et al.), auf die wir uns auch hier beziehen. Während
der Senat einige Grundlinien und Ziele formuliert hat (neben dem deutschen
Spracherwerb  z.B.  die  „Vermittlung  kultureller  Werte,  Normen  und
Verhaltensweisen  des  Aufnahmelandes  Deutschland“),  bleibt  die  genaue
Ausgestaltung weitgehend den einzelnen Schulen überlassen, sodass auch
die Probleme je nach Schule in unterschiedlichem Maße zu Tage treten.

1. Direkte Ausgrenzung im Schulalltag

Dass WK nicht besonders inklusiv sind, wird schon auf räumlicher Ebene
bemerkbar,  etwa  wenn  der  Unterricht  in  entlegenen  Teilen  der
Schulgebäude, im Hort oder wie in einigen Fällen, sogar in einem gänzlich
verschiedenen Gebäudekomplex oder in der Unterkunft stattfindet, sodass
überhaupt  keine  gemeinsam  genutzten  Räume  von  nicht  und  neu
zugewanderten Schüler:innen bestehen. Dieses Prinzip setzt sich fort, wenn
WK nicht an Schulfesten, Tagen der offenen Türen beteiligt sind, wenn WK
nicht auf Klassenfahrten fahren oder wenn den geflüchteten Schüler:innen
keinen  Mitwirkung  in  der  Schüler:innenvertretung  ermöglicht  wird.
Nachmittagsangebote  werden  zwar  formal  angeboten,  können  aber  oft
insbesondere in Grundschulen allein schon deshalb nicht genutzt werden,
weil die Eltern nicht über die Möglichkeiten informiert werden.

2. Schlechte Behandlung und strukturelle Benachteiligung

Auf dem Schulhof verprügelt, Sand in den Mund gesteckt, von Lehrer:innen
angeschrien oder gewaltsam durch den Klassenraum gezerrt. Die zahlreichen
Beispiele  von Diskriminierung gegenüber  geflüchteten Schüler:innen sind
keine Einzelfälle,  sondern Ausdruck einer systematischen Unterdrückung.
Die  Schüler:innen in  den WK sind,  dadurch dass  sie  unter  sich bleiben,



abgeschnitten von Mitteln, um sich gegen ihre Diskriminierung zu wehren,
die  Zeug:innenschaft  der  anderen  Schüler:innen  bleibt  aus  und  deren
Solidarisierung  wird  erschwert.  Im  Übrigen  sind  auch  die  zusätzlichen
Lehrkräfte in den WK zum Teil Mobbing durch die anderen Lehrer:innen
ausgesetzt.

3. Mangelnde Ressourcen und nobody cares

Wir haben bereits an anderer Stelle die These aufgestellt,  dass sich das
deutsche  Bildungssystem in  einer  tiefen,  sich  stetig  weiter  zuspitzenden
Krise  befindet.  Vor  dem  Hintergrund  von  maroden  Schulgebäuden,
dringendem  Lehrkräftemangel  und  unzeitgemäßen  Unterrichtsformen
erhärtet sich der Eindruck, dass Willkommensklassen in erster Linie dazu
dienen sollen, den Schulbetrieb in den Regelklassen möglichst „ungestört“
weiterlaufen zu lassen, bzw. dessen endgültigen Kollaps zu verhindern. Um
die  Bedürfnisse  der  geflüchteten  Schüler:innen  geht  es  eigentlich  nicht.
Dafür existieren auch gar nicht die Mittel. Ein Drittel der Berliner Schulen
mit  WK hat  nicht  einmal  ein  schriftliches  Konzept  für  diese.  Durch den
Raummangel werden WK teilweise in Unterkünfte verdrängt oder müssen in
Horträumen  unterrichten,  inmitten  zwischen  den  Bastelsachen  für  die
Regelschüler:innen, die die Geflüchteten nicht anfassen dürfen. Weniger als
5%  der  Lehrkräfte  sind  ausgebildet  für  das  Lehramt  von  Deutsch  als
Fremdsprache  und  an  mehr  als  einem Viertel  der  Schulen  unterrichten
überhaupt  keine  ausgebildeten  Lehrer:innen  in  den  WK.  Die  meisten
Lehrkräfte sind zudem nicht darauf vorbereitet, mit den traumatisierenden
Erfahrungen,  die  die  Schüler:innen  auf  der  Flucht  gemacht  haben,
angemessen umzugehen.  Digitale Lehrmaterialien werden fast überhaupt
nicht  in  WK  genutzt,  teilweise  sind  die  Lehrer:innen  sogar  dafür
verantwortlich, sich privat um ihre Lehrmittel zu kümmern. Dies alles führt
dazu, dass selbst wenn die Geflüchteten nach einer gewissen Zeit in den
Regelunterricht  überwechseln,  sie  den  Inhalten  meistens  nicht  folgen
können. Schließlich gibt es auch einfach nicht genügend Plätze in den WK,
sodass allein in Berlin tausende Jugendliche monatelang auf einen Schulplatz
warten müssen.

Was bräuchte es stattdessen?



Wir wollen in der Zukunft  ein detaillierteren Forderungskatalog für  eine
antirassistische Wende an den Schulen erarbeiten und wir laden dich als
interessierte:n  Schüler:in  herzlich  dazu  ein,  dabei  mitzudiskutieren.  Als
ersten Schritt schlagen wir aber die folgenden Eckpunkte vor:

Integration  von  geflüchteten  Kindern  und  Jugendlichen  in  die
regulären Klassen ab dem ersten Tag
Wahlmöglichkeit  zwischen  Unterricht  in  der  Muttersprache  oder
Unterstützung durch DaF-Lehrer:innen und Übersetzer:innen
umfassende psychologische Betreuung zur Traumaverarbeitung
Kennenlern-  und  Vermittlungsangebote  zwischen  nicht  und  neu
zugewanderten  Schüler:innen  (gemeinsam  Fußballspielen,
Musizieren,  Spiele  spielen…)
Vollen Zugang zu politischer Mitbestimmung an der Schule für WK-
Schüler:innen
eine  selbstverwaltete  Antidiskriminierungsstelle  (siehe  unseren
Artikel zu dieser Forderung)

Wir  sollten  jetzt  in  allen  Schulen  die  Frage  der  Willkommensklassen
diskutieren,  die  bestehende  Ungerechtigkeiten  aufzeigen  und  gemeinsam
nach Alternativen suchen. Vielleicht fragst du einmal die Schüler:innen in der
WK, wie es ihnen im Schulalltag geht und für welche Verbesserungen sie sich
mit einsetzen würden.

Bei alldem müssen wir aber dennoch klar benennen, dass der Schulbesuch
nicht von den Angriffen auf das Asylrecht gesondert betrachtet werden kann.
Niemand kann sich in der Schule wohlfühlen, wenn man von Abschiebung
bedroht ist, wenn man nachts nicht schlafen kann, weil es in der überfüllten
Unterkunft zu laut ist oder wenn das wenige Geld auf der Bezahlkarte nicht
reicht,  um die Grundbedürfnisse zu bedienen.  Wir  betrachten daher den
Kampf  für  Inklusion  an  der  Schule  als  Teil  des  Kampfes  gegen  den
staatlichen Rassismus, für Bleiberecht und volle Staatsbürgerrechte für alle!

Quellen:



https://www.dipf.de/de/forschung/pdf-forschung/steubis/wiko-studie-zusamme
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https://www.waxmann.com/index.php?eID=download&id_artikel=ART102186
&uid=frei
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EU-Wahl 2024: Wählt links, aber
organisiert  den  Kampf  für  ein
sozialistisches Europa!
Gemeinsame internationale Resolution von REVOLUTION, Juni 2024

Auch wenn es für die meisten von uns kaum im Alltag präsent ist: Die vielen
Wahlplakate erinnern uns daran, dass alle fünf Jahre mal wieder ein neues
EU-Parlament  gewählt  werden  muss.  Dieses  Jahr  dürfen  auch  wir
Jugendliche über 16 ran, aber die Zeichen stehen auf Rechtsruck. Laut den
aktuellen  Prognosen  werden  die  größten  Stimmengewinne  in  fast  allen
Ländern an rechtspopulistische Parteien gehen. Gleichzeitig hat die EU auch
ohne rechtspopulistische Mehrheit erst kürzlich durch die sogenannte GEAS-
Reform  das  Asylrecht  für  Einzelpersonen  faktisch  abgeschafft,
Abschiebungen  erleichtert  und  wochenlange  Inhaftierungen  von
Geflüchteten  legalisiert.  Während jede:r  vierte  Jugendliche  in  der  EU in
Armut  lebt,  nutzt  sie  den  Krieg  in  der  Ukraine,  um  allen  Schein  vom
angeblichen „Friedensprojekt Europa“ endlich in die Tonne zu treten und
fleißig aufzurüsten. Es geht schnell in so einer Situation die Hoffnung zu
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verlieren. Warum sollten wir als Kommunist:innen also überhaupt wählen
gehen? Und wo sollten wir unser Kreuzchen machen?

Wahlboykott ist Unsinn!
Zuallererst müssen wir uns klar machen, dass Wahlen nur selten wirklich
Veränderung  bringen  und  ganz  sicher  nicht  den  Kapitalismus  stürzen
können. Die Hoffnung, dass wir den Kommunismus herbeiwählen können,
wird  immer  enttäuscht  werden.  Da  der  bürgerliche  Nationalstaat  als
Organisationsstruktur  entstanden  ist,  um die  Herrschaft  des  Bürgertums
abzusichern, wird sich die herrschende Klasse auch nicht mit ihren eigenen
Mitteln entwaffnen lassen.  Wenn politische Mehrheiten entstehen,  die es
dem  Kapital  zu  brenzlich  werden  lassen,  kann  es  immer  noch  auf
Militärputsche,  faschistische  Mobs  oder  Spardiktate  zurückgreifen,  um
parlamentarisch gewählte unliebsame Akteure oder Reformen in die Knie zu
zwingen. Unser Verhältnis zu bürgerlichen Wahlen ist deshalb ein taktisches.

Im Falle des EU-Parlamentes ist die Situation noch absurder, da dieses im
politischen System der EU nur eine sehr begrenzte Macht hat. So ist es nicht
mit  einem normalen gesetzgebenden Parlament wie dem Bundestag oder
dem Nationalrat zu verwechseln, da es weder eigene Gesetze initiieren kann
noch die EU-Kommission direkt wählt. Doch auch wenn das EU Parlament
keine  wirkliche  Macht  hat,  können  Linke  es  als  Bühne  nutzen,  um auf
Missstände aufmerksam zu machen oder um Korruption und Lobbyarbeit zu
bekämpfen. Ebenso gilt es, den Massen, die Illusionen in dieses Parlament
haben,  aufzuzeigen,  dass  sie  eine  wirkliche  Verbesserung  ihrer
Lebenssituation schon selbst erkämpfen müssen. Wir nutzen das Parlament
als eine historische Errungenschaft für uns und zeigen gleichzeitig durch den
praktischen  Kampf  auf,  dass  die  Möglichkeiten  zu  parlamentarischen
Reformen, die die herrschende Klasse einschränken, sehr gering sind. Es
bleibt unsere Aufgabe praktisch zu zeigen, wo die Grenzen der bürgerlichen
Demokratie  liegen  und  dass  nur  eine  sozialistische  Revolution  der
Arbeiter:innen in der Lage ist, den Kapitalismus zu stürzen und seinen Krisen
ein Ende zu setzen. Deshalb nutzt die politisierte Stimmung rund um die EU-
Wahl  in  euren  Schulen,  die  Podiumsdiskussionen,  Jugendwahlen,



Politikstunden etc.  aber  auch  eure  Wahlstimme,  um die  Illusionen  einer
„Friedens-EU“ zu zerstören und den Kampf gegen Asylrechtsverschärfungen,
Rechtspopulismus, Umweltverschmutzung, Massenarmut und Militarisierung
zu organisieren.

Die  EU  wird  von  der  eigenständigen
imperialistischen  Macht  zur  Juniorpartnerin
der USA!
Die EU ist mit dem Versprechen angetreten, das vom Weltkrieg zerrüttete
Europa friedlich und sozial  zu vereinigen und genoss deshalb lange eine
große Popularität in weiten Teilen Europas. Doch davon ist angesichts von
Krieg,  Spardiktaten,  Brexit,  Rassismus,  Umweltzerstörung  und  Inflation
kaum  noch  was  übriggeblieben.  Uns  überrascht  dies  nicht,  denn  eine
Einigung  Europas  ist  auf  kapitalistischer  Grundlage  unmöglich.  Als
Marxist:innen ist uns klar, dass eine politische Einigung Europas nicht ohne
ökonomische Grundlage erfolgen kann. Doch eine gemeinsame ökonomische
Grundlage konnte sich aufgrund der verschärften Konkurrenz zwischen den
einzelnen  Nationalstaaten  angesichts  ihrer  widersprüchlichen  Interessen
nicht  herausbi lden.  Lange  hat  d ie  Idee  e ines  immer  enger
zusammenwachsenden Europas, das sich als eigene imperialistische Macht
neben den USA, Russland, China etabliert, die verschiedenen Staaten der EU
zusammengeschweißt und bei der Stange gehalten. Es fehlt der EU an einem
integrierenden  strategischen  Projekt,  das  die  auseinanderdriftenden
Fliehkräfte  der  Einzelstaaten  zusammenhalten  kann.  Dafür  hat  die  EU-
Kommissionspräsidentin Von der Leyen bei der letzten EU-Wahl einen Green
New Deal versprochen, der mithilfe massiver Subventionen die Kapitale der
führenden EU-Staaten auf dem Weltmarkt konkurrenzfähiger machen sollte
(mit „green“ hatte das leider nicht so viel zu tun). Doch der Krieg in der
Ukraine und die Wirtschaftskrise haben diesem Projekt einen Strich durch
die Rechnung gemacht und die Widersprüche zwischen den einzelnen EU-
Staaten verstärkt.

So  sind  die  exportorientierten  Kernstaaten  der  EU  –  Deutschland  und
Frankreich  –  durch  den  Zusammenbruch  der  weltweiten  Lieferketten  im



Zuge der Corona-Pandemie aber auch durch die Sanktionspolitik im Zuge des
Ukraine-Krieges  stark angeschlagen.  Die  relative  Unabhängigkeit  der  EU
gegenüber den USA hat nur so lange funktioniert, wie ihre Produktionsketten
nach China ausgedehnt werden konnten und billige Rohstoffe aus Russland
flossen. Durch die verschärfte Blockbildung und die Sanktionen musste die
EU  ihre  relative  Unabhängigkeit  aufgeben  und  sich  den  USA  als
„Juniorpartner“ unterordnen. Das von deutschem und französischem Kapital
vorangetriebene  Projekt  einer  eigenständigen  imperialistischen  EU-Macht
wurde  damit  weitestgehend  beerdigt.  Ähnliche  Interessen  in  geringerem
Maße  verfolgt  der  erweiterte  Kern  der  EU  aus  Italien,  Spanien,  den
BeNeLux-Staaten und Österreich. Südeuropa (Griechenland, Malta, Zypern,
Portugal) hat dagegen auf der EU-Bühne kaum was zu sagen. Allen voran das
deutsche  Kapital  hat  seinen  Arsch  aus  der  Wirtschaftskrise  2007/2008
gerettet,  indem  es  die  Kosten  der  Krise  Südeuropa  durch  brutale
Sparprogramme  und  die  Entmachtung  ihrer  gewählten  Regierungen
aufgedrückt  hat.  Südeuropa  wurde  damit  vollständig  und  gewaltvoll
untergeordnet und gefügig gemacht. Bekannt für ihre EU-kritische Haltung
sind vor allem die Staaten Osteuropas wie zB. Polen oder Ungarn. Osteuropa
aber insbesondere das Baltikum versucht seine Stellung in der EU dadurch
auszubauen, dass sie als Partner der USA und enger NATO-Verbündeter ihre
Interessen durchsetzen.

Wenn wir uns die aktuellen Wahlplakate anschauen, wird ganz deutlich: Der
EU, und allen voran den Staaten, die die EU dominieren, fehlt es an einem
integrativen  Projekt,  dass  diese  auseinanderdriftenden  Tendenzen
zusammenhalten  kann.  Die  Folge  dessen  ist  eine  Zersplitterung  im
bürgerlichen Parteienlage, da die verschiedenen nationalen Kapitalfraktionen
nach strategischer Orientierung suchen. Außerdem bedeutet dies, dass die
Mitgliedsstaaten nun verstärkt auf ihre eigene Aufrüstung setzen, um eine
eigenständigere Rolle zu spielen.  Für uns in Deutschland und Österreich
bedeutet das Kürzungswellen in unseren Schulen und Unis, um die massiven
Aufrüstungsprogramme  zu  f inanzieren  und  Debatten  um  die
Wiedereinführung  der  Wehrpflicht.



Der Rechtsruck in der EU ist nicht die Ursache
der Krise, sondern ist ein Ausdruck dessen!
In den Sonntagsreden vieler EU-Abgeordnete hören wir, dass sich Europa
gegen die wachsende Macht der Rechtspopulist:innen verteidigen müsse. So
weit  so  richtig.  Allerdings tun diese Reden häufig  so,  als  ob in  der  EU
eigentlich alles tutti  wäre,  nur die Rechtspopulist:innen versuchen in die
paradiesische EU einzudringen und wollen alles kaputt  machen.  Für uns
Jugendliche  ist  die  EU  jedoch  kein  Dreamland,  sondern  bedeutet
Militarisierung,  Rassismus  und  Neoliberalismus.  Außerdem  sind  die
Rechtspopulist:innen  nicht  vom  Himmel  gefallen,  sondern  sie  sind  ein
Produkt ebendieser Krise der EU und der zunehmenden Unzufriedenheit mit
ihr  in  Teilen des  Kapitals  und des  Kleinbürger:innentums.  Wie wir  eben
aufgezeigt haben, hat die Krise der EU ihre Ursache in der kapitalistischen
Krise selbst und nicht im wachsenden Rechtspopulismus. Dieser macht sich
die Krise jedoch zunutze, um die Unzufriedenen und Abgehängten angesichts
eines Mangels an einer linken Alternative hinter sich zu versammeln.

In Österreich haben wir die Situation, dass die rechtsextreme FPÖ in allen
Umfragen auf Platz 1 liegt. Zwar kommen die Stimmen zu großen Teilen von
der  ÖVP,  trotzdem bedeutet  das  weiterhin  eine  rechte  parlamentarische
Mehrheit  und eine Stärkung der organisierten Rechten.  Die AfD erreicht
selbst in der U-16-Wahl in Brandenburg Spitzenwerte von 38 Prozent! Laut
aktuellen  Prognosen  wird  vermutlich  jede  vierte  Stimme  in  Europa  an
rechtspopulistische  Parteien  gehen.  Diese  massiven  Stimmenzuwächse
verteilen sich jedoch auf die „Fraktion der Europäischen Konservativen und
Reformer“  (zu  deren  stärkster  Kraft  die  Partei  von  Ital iens
Ministerpräsidentin Meloni gehört) und „Identität und Demokratie“ (zu der
auch AfD und FPÖ gehören). Wo sich beide Fraktionen in ihrem Rassismus
einig sind, so uneinig sind sie sich in der Positionierung gegenüber dem
Krieg in der Ukraine. Die „Konservativen und Reformer“ scheinen dabei die
meisten  Stimmenzuwächse  zu  erwarten  und  unterscheiden  sich
außenpolitisch  nicht  wesentlich  von  der  herrschenden  EU-Linie.

Doch auch die anderen europäischen Fraktionen sind von einem Rechtsruck



geprägt. So versuchen die Europäische Volkspartei (CDU/CSU, ÖVP) und die
Liberalen  ihre  Stimmenverluste  an  die  Rechtspopulist:innen  dadurch
auszugleichen, in dem sie sich als stärkere Verfechter:innen der Festung
Europa  zu  präsentieren  versuchen.  Doch  auch  die  Grünen  und
Sozialdemokraten (SPD, SPÖ) stimmen in den Chor aus Abschottung, Krieg,
Militarisierung und Aufrüstung ein. Einig sind sie sich ohnehin alle darin,
dass man im Falle des genozidalen Kriegs in Gaza an der Seite Israels stehen
müsse. Dabei hat die österreichische SPÖ doch dieses Jahr das erste mal seit
langem wieder einen Parteiobmann, der sich positiv auf den Marxismus und
die  Arbeiter:innenbewegung  bezieht?  Der  Linksruck,  den  manche  damit
herbeigesehnt  haben,  blieb  leider  aus.  Vielmehr  gehen die  abgehobenen
Streitigkeiten weiter. Die um einiges rechteren Landeshauptläute schießen
regelmäßig  gegen  Babler,  damit  er  ja  nicht  vergisst,  dass  die
Sozialdemokratie schon lange nicht mehr auf die kleinen Leute schaut. In
Deutschland hat sich der Rechtsruck auch in der Linkspartei ausgedrückt. So
hat sich das „Bündnis Sarah Wagenknecht“ von der Partei abgespalten und
hofft  mit  rechteren Positionen zur Migration und gegen den angeblichen
„Genderwahn“  Wähler:innen  von  der  AfD  zurückzuholen.  Ihr
wirtschaftspolitisches  Programm  wird  in  den  Medien  häufig  als  links
bezeichnet,  steht jedoch in erster Linie nur für eine ein wenig sozialere
Marktwirtschaft, welche angesichts der aktuellen Krise ein utopisches Modell
zu sein scheint.

Wählt die Europäische Linke, aber organisiert
den Widerstand!
Wir rufen euch zur Wahl der Europäischen Linken (Linkspartei, KPÖ) auf. So
finden wir mit ihren Forderungen nach einem Stopp der Privatisierungen und
Kürzungswellen  an  unseren  Schulen  und  Unis,  einem  EU-weiten
Mindetslohn, einem Stopp der Aufrüstungsspirale und legalen und sicheren
Fluchtwege  in  die  EU  noch  die  größte  Übereinstimmung.  Während  die
Linkspartei in Deutschland überhaupt darum kämpfen muss, ins Parlament
einzuziehen zu dürfen, hat die KPÖ in Österreich dieses Jahr mehrere Erfolge
einfahren  können.  Allen  voran  die  Wahl  in  Salzburg,  wo  sie  über  20%
geschafft haben, aber auch für die EU-Wahlen stehen ihre Chancen gut. Die



Parteien der Europäischen Linken eint die Idee von einem sozialeren Europa.
Doch wie diese Forderungen genau umgesetzt werden sollen, insbesondere
wenn sie  auf  den erbitterten Widerstand der  herrschende Klasse  stoßen
werden  –  darüber  schweigt  die  Fraktion.  Doch  dennoch  vereint  sie  die
Illusionen  und  Hoffnungen  der  fortschrittlichsten  Teile  der  europäischen
Arbeiter:innenklasse, der Gewerkschaften, der Klimabewegung auf sich. Mit
diesen müssen wir brechen und den Massen aufzeigen, dass – wie oben schon
näher  erläutert  –  nur  auf  revolutionärem antikapitalistischen  Wege  eine
soziale,  friedliche,  antirassistische  und  ökologische  Vereinigung  Europas
unter kooperativer sozialistischer Planung der Produktion möglich ist.

Doch dafür dürfen wir nicht die kommunistischen Besserwisser:innen am
Gartenzaun  sein.  Unsere  Aufgabe  ist  es  die  richtigen  Forderungen  der
Europäischen  Linken  zu  unterstützen  und  im  gemeinsamen  Kampf
aufzuzeigen,  dass  diese  nicht  auf  parlamentarischem  Wege  und  nur
eingebettet  in  ein  revolutionäres  Programm  durchgesetzt  und  verteidigt
werden können. Die Basis und Wähler:innen dieser reformistischen Parteien
müssen wir dazu auffordern, ihre Führung auf die Probe zu stellen und von
ihnen einen tatsächlichen Kampf für ihre Forderungen einzufordern. Unsere
Aufgabe ist es, Teil dieses Kampfes zu sein, das reformistische Bewusstsein
in der Klasse zu brechen und ihn anhand unseres Programms auch zum
Erfolg zu führen.

Die  Wahl  von  irgendwelchen  „linken  Kleinstparteien“  wie  DKP,  MLPD,
MERA25, SGP oder auch der Letzten Generation lehnen wir ab. Während
DKP  und  MLPD  versuchen  aus  dem  Friedhof  der  Untoten  des
Steinzeitstalinismus  auszubrechen,  versucht  sich  die  vom  ehemaligen
griechischen  Finanzminister  Varoufakis  gegründete  MERA25  als  einzige
palästinasolidarische Partei zu präsentieren. Sie alle eint jedoch, dass sie
keinerlei Rückhalt in irgendwelchen Teilen der Arbeiter:innenklasse besitzen.
Ihre Wahl hat keinerlei Einfluss auf das Bewusstsein der Klasse, sodass wir
die  Klasse  auch  nicht  erreichen,  wenn  wir  unser  Kreuz  für  ihre
zusammengekleisterten,  reformistischen  und  sektiererischen
Wahlprogramme  machen.



In einer Zeit  in der Wirtschaftskrisen
und  Genozide  zu  unserem  Alltag
gehören, braucht es massenhaften und
organisierten  Widerstand  in  unseren
Schulen und Unis. Einen Zettel in eine
Box  werfen  kann  dabei  maximal  eine
Nebenbeschäftigung sein.

EU-Wahlen:  AfD  raus  aus
unseren Schulen!
Von Sani Meier, April 2024

Alle Jahre wieder der gleiche Zirkus: Bald stehen Bundestags-,  Landtags-
oder  wie  jetzt  die  EU-Wahl  an  und  schon  fühlen  sich  Schulen  dazu
verpflichtet, ihren Schüler:innen alle zur Wahl stehenden Parteien persönlich
vorzustellen. In den meisten Fällen werden Podiumsdiskussionen mit deren
Vertreter:innen  organisiert.  Dabei  ist  es  ganz  egal,  wie  transphob  oder
rassistisch  deren Inhalte  sind,  denn „es  ist  ja  alles  von der  Demokratie
gedeckt“.

Aber bei der AfD sind sich große Teile der Gesellschaft momentan nicht mehr
so sicher: Nachdem Geheimtreffen mit Kapitalist:innen und Rechtsextremen
aufgedeckt wurden, die eine „Remigration“ von nicht-deutschen Menschen
geplant hatten, sind Hunderttausende gegen sie auf die Straße gegangen.
Bestimmt waren auch viele von euch dabei. Wozu sollten wir der AfD also in
unseren Schulen eine Bühne geben?
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Unsere Schulen sind die Orte, an denen wir uns jahrelang fünf Tage pro
Woche aufhalten müssen. Hier entstehen Freund:innenschaften, Fähigkeiten
und  Entscheidungen,  die  sich  auf  den  Rest  unseres  Lebens  auswirken.
Deshalb ist es so wichtig, dass sich alle Schüler:innen wohl fühlen und in
einem  sicheren  Rahmen  lernen  können.  Dass  das  nicht  der  Realität
entspricht,  ist  klar.  Umso wichtiger ist es,  dass wir denen, die mit ihrer
Politik unsere Mitschüler:innen angreifen, keinen Raum geben.

Was will die AfD eigentlich?
Lasst  uns gemeinsam einen Blick in das Wahlprogramm der AfD für die
Europawahlen 2024 werfen:

Der  Islam  als  „Gefahr  für  Europa“  sei  „mit  den  europäischen
Grundprinzipien  von  Recht,  Freiheit  und  Demokratie  nicht  in
Einklang  zu  bringen“.  Deshalb  müsse  die  Zuwanderung  „massiv
beschränkt“  werden  –  auch  mithilfe  der  „Errichtung  physischer
Barrieren“ an den EU-Außengrenzen.
Die gleichgeschlechtliche Ehe wird abgelehnt: „Wir unterstützen es,
wenn Menschen traditionelle Geschlechterrollen leben.“
Das  Recht  auf  Schwangerschaftsabbrüche  soll  weitestgehend
eingeschränkt  werden  bis  auf  „absolute  Ausnahmen“  –  etwa  aus
medizinischen Gründen oder bei Vergewaltigungen.
„Wir  teilen  die  irrationale  CO2-Hysterie  nicht,  die  unsere
Gesellschaft, Kultur und Lebensweise strukturell zerstört.“ Das Klima
habe  sich  „seit  dem  Bestehen  der  Erde“  stets  gewandelt.  „Die
jetzigen  klimatischen  Veränderungen  ordnen  sich  vollkommen
normal  in  diese  Wechsel  ein.“

Alleine  von  diesen  Auszügen  wird  einem  schon  schlecht.  Muslimische
Menschen  seien  undemokratisch  und  würden  angeblich  nicht  zu  Europa
passen.  Deshalb  wolle  man  die  EU-Außengrenzen,  an  denen  schon  jetzt
Tausende ertrinken und in Lagern inhaftiert sind, noch stärker abriegeln.

Wie  sicher  fühlen  sich  wohl  muslimische  und/oder  geflüchtete



Mitschüler:innen, wenn das öffentlich an unserer Schule propagiert wird?
Noch dazu sollen alle „traditionelle Geschlechterrollen leben“, also entweder
als Mann oder als Frau, aber bitte nicht in gleichgeschlechtlichen Ehen. Alle
queeren Schüler:innen haben hier keinen Platz.

Zu guter Letzt leugnen sie auch noch den menschengemachten Klimawandel
und stellen sich gegen politische Maßnahmen, um diesen aufzuhalten. Alle
Bemühungen der FFF-Bewegung werden mit  Füßen getreten und unsere
Zukunft auf einem lebenswerten Planeten wird weggeworfen.

Den  Rassismus  und  Sexismus  der  AfD  können  wir  selbst  erkennen  und
brauchen  dafür  keine  öffentliche  Podiumsdiskussion,  bei  der  sich  ihre
Vertreter:innen  inszenieren  können.

Gerade wir jungen Menschen und Erstwähler:innen sind die Zielgruppe der
AfD und die ersten Erfolge sehen wir bereits. Die Partei produziert gezielt
Content  auf  den  Social  Media  Plattformen,  die  wir  nutzen.  Ihre  Videos
werden von allen Parteien auf TikTok am häufigsten aufgerufen.

Eine Studie der Konrad-Adenauer-Stiftung zeigt, dass die Altersgruppe 16-22
die AfD für „am ehesten geeignet“ hält, „um die anstehenden Probleme in
Europa zu lösen“. Dieser Plan darf nicht aufgehen und es ist unsere Aufgabe,
uns gemeinsam der AfD in den Weg zu stellen!

Was  können  wir  gegen  die  AfD  an  unserer
Schule tun?

Vernetzen!
Zuerst  ist  es  wichtig,  dass  wir  mit  unseren  Mitschüler:innen  über  die
Einladung der Schule an die AfD sprechen und erklären, warum das ein
Problem ist. Gerne könnt ihr dafür diesen Artikel und die oben genannten
Auszüge aus dem Wahlprogramm nutzen. Vielen ist noch nicht bewusst, wie
konkret  Menschen,  mit  denen  wir  täglich  zusammen  lernen,  dadurch
diskriminiert  werden.

Die Angriffe der AfD treffen nicht nur unsere Mitschüler:innen, sondern auch



unsere  Lehrkräfte,  die  nicht  in  deren  Bild  passen.  Auch  sie  können
potentielle Verbündete sein. Wenn es noch keine Struktur an der Schule gibt,
um sich gemeinsam politisch zu organisieren, ist es höchste Zeit dafür, eine
zu gründen, z.B. in Form eines Schulkomitees.

Forderungen aufstellen!
Wenn wir es geschafft haben, einen Teil unserer Mitschüler:innen davon zu
überzeugen, dass die AfD unbedingt wieder ausgeladen werden muss, ist es
Zeit, diese Forderung festzuhalten. Leider werden Schulen selbst dann keine
diskriminierungsfreien Räume, wenn diese Forderung erreicht ist.

Es ist ein guter Zeitpunkt, um gemeinsam zu überlegen, was sich noch an der
Schule ändern muss:  Geschlechtsneutrale  Toiletten? Geschichtsbücher,  in
denen  der  Kolonialismus  weder  beschönigt  noch  geleugnet  wird?
Fortschrittlicher  Sexualkundeunterricht?  Antidiskriminierungsstellen?
Sprecht  gemeinsam  über  eure  Erfahrungen,  tauscht  euch  aus  und
entscheidet  gemeinsam,  was  ihr  von  der  Schulleitung  fordern  wollt  –
Hauptsache, es läuft demokratisch.

Spread the News!
Sobald ihr  eure Liste  mit  Forderungen abgestimmt habt,  ist  es  Zeit,  sie
öffentlich  zu  machen.  Macht  daraus  einen  kleinen  Flyer,  druckt  ihn  im
Copyshop aus und verteilt ihn morgens vor der ersten Stunde oder in der
Pause vor der Schule.  Auch wenn es vielleicht Überwindung kostet,  sind
Flyer  eine  super  Möglichkeit,  um  mit  Schüler:innen  ins  Gespräch  zu
kommen.

Habt ihr eine Schulzeitung? Dann ab zur Redaktion und darum bitten, eure
Forderungen abzudrucken. Auch ein Instagram-Account eures Komitees kann
helfen,  euch  an  der  Schule  bekannt  zu  machen.  Wichtig  ist,  die
Schüler:innenvertretung mit ins Boot zu holen. Stellt sicher, dass sie von
eurer Aktion mitbekommt und sie unterstützt.

Druck aufbauen!
Wenn eure Mitschüler:innen euch und eure Forderungen auf dem Schirm



haben,  ist  es  Zeit,  ihnen Nachdruck  zu  verleihen.  Einen Flyer  kann die
Schulleitung vielleicht ignorieren, eine Kundgebung direkt vor dem Schultor
nicht.

Dazu muss lediglich eine Person die Kundgebung anmelden. Lasst euch dabei
nicht  von  Lehrkräften  oder  anderen  Leuten  einschüchtern  –
Versammlungsfreiheit  ist  euer  gutes  Recht.  So  lange  die  Kundgebung
angemeldet und behördlich genehmigt ist, kann sie euch niemand verbieten.

Ladet alle eure Freund:innen (auch von anderen Schulen), Mitschüler:innen,
Lehrkräfte und sonstige interessierte Menschen ein, daran teilzunehmen und
eure Forderungen zu unterschreiben. Auf der Kundgebung könnt ihr in einer
Rede erklären, wie es zu der Aktion gekommen ist, warum ihr der AfD keinen
Raum an der Schule geben wollt und welche Forderungen ihr gemeinsam an
die Schulleitung stellt.

Besonders gut ist es, wenn ihr vorher der Lokalpresse Bescheid gegeben
habt und vor Ort über euch berichtet wird. In Berlin haben wir es auf diesem
Weg bereits  geschafft,  dass  die  AfD an  einer  Schule  wieder  ausgeladen
wurde.

Egal wie eure Aktion ausgeht – wichtig ist, dass wir einfordern, über unsere
Schule und deren Alltag selbst zu bestimmen. Bleibt auf jeden Fall vernetzt
und schließt euch mit Schüler:innen anderer Schulen zusammen. Je mehr wir
sind, desto mehr Druck können wir aufbauen. Falls ihr bei der Organisation
Hilfe  braucht  oder  Fragen  habt,  schreibt  uns  jederzeit  an  und  wir
unterstützen  euch.

Für sichere Schulen unter demokratischer Kontrolle der Schüler:innen und
Lehrer:innen! Kein Raum für Sexismus, Rassismus  und Antisemitismus –
kein Raum der AfD!



Die  Brandmauer  bröckelt  im
Osten.  Aber  stand  sie  je
wirklich?
von Gale Annum, Juni 2024

„Ich wünsche mir so sehr einen Bürgerkrieg und Millionen Tote. Frauen,
Kinder. Mir egal.  Es wäre so schön. Ich will  auf Leichen pissen und auf
Gräbern tanzen. SIEG HEIL!“ – Marcel Grauf, rechtsextremer Aktivist und
ehemaliger AfD-Mitarbeiter.

Von  moderateren  Aufrufen  zur  Diskriminierung,  über  euphemistisch
formulierte Vernichtungsfantasien bis hin zu offener Volksverhetzung und
rassistischen Gewaltaufrufen macht die AfD allen klar, was sie wirklich will.

Selbst den bürgerlichen Parteien Deutschlands ist aufgefallen, dass wir ein
Problem haben. CDU/CSU, FDP und Grüne haben erkannt, dass die AfD keine
Kleinpartei  aus  eurokritischen  Rechtspopulist:innen  und  verschrobenen
Schwurbler:innen  mehr  ist.

Sie ist zu einer ernstzunehmenden politischen Kraft geworden, in der selbst
die etablierten Parteien eine Gefahr für „unsere“ liberale Demokratie sehen –
Rechtsextreme, mit denen keine Zusammenarbeit vertretbar sei.

Die CDU: Aufrechte Antifaschist:innen?
So errichteten sie eine „Brandmauer“ gegen die aufzüngelnden Flammen des
Faschismus.  Ein  politisches  Bollwerk  gegen  den  Rassismus  und  das
antidemokratische Gedankengut, das sich von außen in die hohen Hallen der
Entscheidungsträger:innen eingeschlichen hatte.

Schon 2018 beschloss die CDU auf ihrem Parteitag, dass „jegliche Formen
der  Zusammenarbeit“  mit  extremen  Parteien  wie  der  AfD  (und
selbstverständlich auch der Linken) abzulehnen sei. Die Parteispitze macht
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das auch in ihrer Rhetorik immer wieder klar. So sagte CDU-Generalsekretär
Lindemann: „In dieser Partei gibt es nachweislich Nazis, da möchte ich gar
nichts mit zu tun haben!“

Alles gut! Demokratie gerettet! Rassismus besiegt! Jetzt darf die AfD nur
keine absoluten Mehrheiten gewinnen. Dann werden sie nie in der Lage sein
reaktionäre Forderungen gegen das Asylrecht in die Tat umzusetzen. Die
Freiheitsliebe und Prinzipientreue der Christdemokrat:innen und Liberalen
hat uns allen den Arsch gerettet. Könnte man meinen.

Wo CDU und AfD gemeinsame Sache machen
Die Realität  sieht  anders aus:  Besonders im Osten hebt die CDU immer
wieder gerne im Einklang mit der AfD die Hand. So stimmte die Bautzener
CDU für einen Antrag der „gesichert rechtsextremen“ sächsischen AfD zur
Asyl- und Migrationspolitik des Landkreises.

In  Stralsund  gibt  es  bei  den  Christdemokrat:innen  noch  weniger
Berührungsängste: Hier wurden sowohl die AfD-Anträge in der Asylpolitik als
auch zum Gender-Verbot wohlwollend durchgenickt. Wenn es um so etwas
„Unkontroverses“ geht wie Steuersenkungen für Besserverdiener:innen, ist
auch für die CDU Thüringen klar, dass die AfD nur das Beste für alle will.
Diese Politik der stillen und möglichst heimlichen Kooperation auf lokaler
Ebene  hat  auch  CDU-Vorsitzender  Friedrich  Merz,  der  noch  großspurig
tönte, jeder der die Hand hebe mit der AfD, sähe sich daraufhin mit einem
Parteiausschlussverfahren konfrontiert, inzwischen abgenickt. Auch wenn er
später  den  offensichtlichen  Inhalt  seiner  Aussage  zur  Kommunalpolitik
unbeholfen versuchte zu relativieren bleibt deren Inhalt dennoch faktisch
bestehen und sagt kommunalen CDU-Politiker:innen: Im Stadtrat dürft ihr
auch mit der AfD stimmen und faktisch kooperieren. 

Ganz  vorn  im  Rassismus-Wettbewerb:  Die
Bezahlkarte für Geflüchtete
Wie  jede:r  Rassist:in  weiß,  geben  Geflüchtete  angeblich  alles  was  sie
besitzen, nur für Drogen und Verbrechen aus und schicken den Rest nach



Hause – deshalb kann man ihnen auch kein richtiges Geld anvertrauen.

Solche  an  Rassismus  kaum  zu  überbietenden  Vorurteile  bereiteten  im
November  2023  der  bundesweiten  Einführung  der  Bezahlkarte  für
Asylbewerber:innen den Weg. Olaf Scholz und die Ministerpräsident:innen
der Länder beschlossen, statt  Sozialleistungen solle es ab jetzt  nur noch
Essensmarken geben, mit denen nur bestimmte Produkte in ausgewählten
Läden gekauft werden können.

Ein weiteres Beispiel dafür, dass die Brandmauer nie wirklich stand, finden
wir  hier  in  Dresden.  Weil  ihnen  die  Beschneidung  der  Rechte  von
Geflüchteten nicht schnell genug ging, entschlossen sich in Dresden sowohl
die  CDU  als  auch  die  AfD  dazu,  ihre  eigenen  Anträge  für  ein
Bezahlkartensystem  einzubringen.

Nachdem der Antrag der CDU scheiterte, wurde der Antrag der AfD mit den
Stimmen der CDU und FDP angenommen. Dass das Abstimmen für den AfD-
Antrag mit der Unvereinbarkeitserklärung ihrer Partei kollidiert, sehen die
sächsichen CDU-Politiker:innen nicht so. Der eigene Antrag sei halt nicht
durchgekommen und der der AfD nahe genug dran.

Friedrich  Merz,  Bundesvorsitzender  der  CDU/CSU,  kommentierte  das
Abstimmungsverhalten  der  Dresdner  CDU  mit  den  Worten:  „Die
Entscheidung ist in der Sache richtig, im Verfahren inakzeptabel.“

Die  bürgerliche  Mitte:  keine  Brandmauer,
sondern der Brandbeschleuniger
Die Ablehnung der bürgerlichen Parteien gegenüber der AfD begründet sich
nicht  in  deren  Rechtspopulismus  und  Rassismus.  Höchstens  deren
unverblümte  Worte  sind  es,  die  stören.

Vielmehr ist es die Strategie der Parteien, sich auf öffentlicher Ebene von der
AfD  zu  distanzieren,  gleichzeitig  aber  ihre  eigene  Politik  an  deren
Wähler:innen auszurichten.  Denn weniger Stimmen für die AfD bedeuten
mehr Stimmen für die eigene Partei und damit auch mehr Einfluss in den



Parlamenten.

Doch  weder  das  Weltbild  noch  die  Forderungen  der  AfD  sind  dadurch
gebannt – sie leben in der Politik der anderen Parteien weiter. Wenn man
ähnliche Politik anbietet, dann kommt es auf lokaler Ebene halt auch mal vor,
dass man „aus Versehen“ zusammenarbeitet. Und wenn von den Grünen bis
zur  CDU  alle  darum  wetteifern,  wer  die  rassistischste  Politik  und  den
härtesten Sozialabbau liefert, dann braucht es keine „Alternative“ mehr.

In  der  derzeitigen Krise  geht  es  Arbeiter:innen immer schlechter.  Miese
Arbeitsverhältnisse, eine strauchelnde Wirtschaft und steigende Preise in den
Geschäften setzen uns allen zu. In Zeiten des Rechtsrucks versuchen die
Ampel,  CDU/CSU  und  AfD  uns  die  gleichen  Lösungen  zu  verkaufen:
Sozialabbau  und  Rassismus  statt  sozialer  Absicherung  auf  Kosten  der
Reichen.

Denn  die  Ursache  der  Probleme  l iegt  in  unserem  aktuel len
Wirtschaftssystem.  Krisen  und  Unterdrückung  sind  im  Kapitalismus  so
inhärent, wie es auch reaktionäre Ideologien bis hin zum Faschismus sind.
Nur, wer für eine Alternative zum Kapitalismus kämpft, hat eine Perspektive,
sowohl  die  zyklischen  Wirtschaftskrisen  als  auch  rechte  Kräfte  und  ihre
Ideologien endgültig zu besiegen.

Nur der gemeinsame, internationale Kampf der Arbeiter:innen kann uns vor
den  Auswirkungen  des  Kapitalismus  befreien.  Nur,  wenn  wir  zusammen
gegen Ausbeutung und Unterdrückung stehen, können wir gewinnen. Nicht
aber, wenn wir diese Aufgabe denjenigen überlassen, die an der aktuellen
Situation schuld sind!

Der angeblichen Brandmauer müssen wir eine Analyse des Rechtsrucks und
der  AfD  entegenstellen,  die  deren  Charakter  aufzeigt,  um  ihn  effektiv
bekämpfen  zu  können:  Auch  wenn  viele  Aussagen  der  Partei  kaum  zu
ertragen sind, ist sie keine faschistische Partei. Aktuell sammeln sich in ihr
verschiedene Flügel, vom wirtschaftsliberalen bis hin zum völkischen Flügel
um  Björn  Höcke,  der  durchaus  bereit  ist,  mit  rechtsextremen  und
faschistischen  Kräften  zusammenzuarbeiten.  Im  Gesamten  versucht  die



Partei aber, ihre Politik durch Macht in den Parlamenten durchzusetzen und
nicht durch militante Bewegungen auf der Straße, wie es in faschistischen
Bewegungen der Fall wäre.

Was  wir  brauchen  ist  eine  Einheitsfront  der  Organisationen  der
Arbeiter:innenklasse mit linken Bewegungen gegen Rassismus, Ausbeutung,
Sexismus  und  alle  weiteren  Formen  kapitalistischer  Unterdrückung.  Wir
müssen uns also in Komitees und Arbeitsgruppen in unseren Schulen, Unis
und Betrieben organisieren, um unseren Kampf gemeinsam auf die Straße zu
tragen und den Rechtsruck aufzuhalten!

How  To:  Einen  Schulstreik
gegen Rechts organisieren
von Brokkoli Bittner, Mai 2024

Millionen Menschen waren in den letzten Wochen & Monaten gegen Rechts
auf der Straße und in den Schulen diskutieren Schüler:innen, wie man die
AfD bekämpfen kann. Während immer noch viele davon überzeugt sind, dass
man gemeinsam mit den bürgerlichen Parteien den Rechtsruck aufhalten
kann,  sehen wir  darin keine Perspektive.  Die AfD hetzt,  aber die  Ampel
macht die passenden Gesetze dazu. Mit ihrer Zustimmung zur GEAS-Reform
der Festung Europa haben die Grünen, die SPD und die FDP dafür gesorgt,
dass das Asylrecht in der EU faktisch abgeschafft wird. Eine Forderung, wie
sie die AfD schon lange aufgeworfen hat. Wir schlagen für uns Jugendliche &
Schüler:innen eine andere Taktik vor: Gemeinsam mit euch wollen wir einen
bundesweiten  Schulstreik  gegen  Abschiebungen  und  AfD  organisieren.
Warum wir dieses Mittel zur Durchsetzung von Forderungen einsetzen und
wie man einen Streik organisiert, erfahrt ihr in diesem Artikel.
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Warum überhaupt ein Streik?
Die  Schule  bestreiken  bedeutet,  den  Unterricht  zu  boykottieren  und
stattdessen gemeinsam für ein politisches Ziel auf die Straße zu gehen. Ein
Schulstreik  legt  zwar  nicht  wie  andere  Streiks  die  Produktion  oder  das
öffentliche Leben lahm, aber er ist ein Akt des politischen Massenprotests
und stört den „normalen“ Schulbetrieb. Und das ist auch wichtig und richtig,
denn dieser Alltag aus Diskriminierung, kaputtgespartem Schulsystem und
Abschiebungen ist nicht normal! Ein Schulstreik gibt uns eine Stimme, indem
wir uns klar und deutlich gegen Abschiebungen und AfD positionieren, ohne
viel Angst haben zu müssen, von der Schule zu fliegen. Es gibt zwar kein
Recht auf Schulstreik, aber er ist auch nicht konkret verboten. Und so haben
schon viele große Schulstreiks in der Vergangenheit,  ob 2008 gegen die
Bildungskürzungen, ob 2016 gegen Rassismus, oder ab 2019 in Fridays for
Future gezeigt, dass wir durch unsere Streiks etwas erreichen können.

Voraussetzung: Das Thema muss relevant für
Schüler:innen sein
Bevor wir die Menschen in unserem Umfeld zu gemeinsamen Aktionen &
Protesten  aufrufen  können,  müssen sie  die  Problematik  auf  dem Schirm
haben. Für alle, die rassistisch oder sexistisch diskriminiert werden, stellt
sich diese Frage meistens nicht, da ihr Alltag vom Rechtsruck durchzogen
ist: Schlechtere Noten als „deutsche“ Mitschüler:innen, Ansprachen mit den
falschen Pronomen & Namen,  Beleidigungen und die ständige Angst  vor
Abschiebungen.  Zehntausende  Jugendliche  in  Deutschland  haben  keine
dauerhafte Aufenthaltserlaubnis, sondern sind lediglich „geduldet“. Duldung
heißt  „vorübergehende  Aussetzung  der  Abschiebung“.  Und wer  soll  sich
eigentlich auf Mathe konzentrieren, wenn total unklar ist, ob die Duldung
nächste Woche noch verlängert wird? Aber spätestens seit der Correctiv-
Recherche über Geheimtreffen der AfD mit Rechtsextremen der Identitären
Bewegung, gehen Viele auf die Straße, um den Rechtsruck aufzuhalten, die
das Problem vorher nicht so deutlich gesehen haben oder geglaubt haben, sie
könnten nichts dagegen tun. Man kann also mit Recht sagen, dass Jetzt der
optimale Zeitpunkt ist, um gemeinsam Widerstand zu organisieren.



Schritt  1:  Mobilisierungen  und  Druck  auf
[‘solid],  JuSos  und  die
Gewerkschaften/jugenden
Während wir von Schule zu Schule gehen, plakatieren, flyern und unzählige
Diskussion führen, die Missstände immer wieder aufs Neue erklären, sollten
wir  aber  eins  nicht  vergessen:  Es  gibt  bereits  eine  große  Anzahl  an
Jugendlichen,  die  erkannt  haben,  dass sich etwas ändern muss und sich
daher  einer  Jugendorganisation  angeschlossen  haben,  welche  sich  diese
Veränderung auf die Fahnen schreibt. Allein [‘solid] und die JuSos haben
zusammen  knapp  100.000  Mitglieder.  Und  beide  Gruppen  haben  den
Anspruch formuliert, sich gegen den Rechtsruck zu stellen. Das Problem ist
nur,  die  Führungen  dieser  reformistischen  Organisationen  haben  kein
Interesse daran ihre Mitgliedschaft wirklich zu mobilisieren. Für sie geht es
an  erster  Stelle  nicht  selten  darum,  die  eigene  Karriere  in  der  Partei
voranzutreiben, um es sich selbst später einmal nett einzurichten, während
man hauptberuflich faule Kompromisse mit den Herrschenden aushandelt.
Ihr  Problem ist,  dass  sie  letztlich  immer die  Interessen ihrer  Mitglieder
verraten müssen, wenn sie nicht bereit sind, den Boden der herrschenden
Ordnung zu verlassen. Ähnlich ist es bei den Jugendgewerkschaften, deren
Jugendsekretäre häufig vom Apparat selbst eingesetzt und nur noch formal
per Wahl bestätigt werden. All das ändert aber nichts daran, dass ihre Basis
unter den gleichen Missständen leidet wie wir und diese auch sehen kann.
Wenn wir  es  also  schaffen,  durch  unsere  Mobilisierung,  und  z.B.  durch
öffentliche Aufrufe,  diese Basis in Bewegung zu bringen, so ist  auch die
Führung  zur  Handlung  gezwungen,  will  sie  nicht  ihr  noch  verbliebenes
bisschen Legitimität verspielen wollen. Dasselbe gilt bei der Ausweitung an
die Unis bzw. Berufsschulen ebenso für den SDS und in geringerem Maße
auch für die SDAJ (Jugendorganisation der DKP (Deutsche kommunistische
Partei, entgegen des Namen eher programmatisch reformistisch), die auch
mal ihre paar hundert Mitglieder auf die Straße bringen könnte. Genauso
wichtig ist Fridays For Future, da sie bereits an den Schulen verankert sind
und ihre Mitglieder diese als Räume für politische Kämpfe anerkennen. Auch
die Basis von FFF wird regelmäßig von Führungsfiguren wie Luisa Neubauer



verraten,  die  die  Ziele  und  Forderungen  der  Klimabewegung  radikal
ausverkauft. Dennoch müssen wir sie zur gemeinsamen Aktion auffordern,
denn nur so muss sich Neubauer vor den Augen ihrer Basis rechtfertigen,
warum sie letztlich nicht an einem antirassistischen Schulstreik teilnehmen
will. Es gilt also, offen auf diese Organisationen zuzugehen und sie von der
Notwendigkeit eines antirassistischen Schulstreiks zu überzeugen. Dabei ist
die Tatsache, dass die Aktion gemeinsam stattfindet jedoch wichtiger als dass
der Schulstreik genau die Form hat, wie wir sie uns vorstellen. Das muss
dann in Schritt 2 offen ausdiskutiert und demokratisch beschlossen werden.

Schritt 2: Eine Aktionskonferenz einberufen
Dieser  Schritt  dient  dann  dem  Zweck  offen  auszudiskutieren  und
demokratisch zu beschließen, wie der Schulstreik konkret aussehen kann,
was  seine  genauen  Forderungen  sein  sollen  und  wie  man  noch  mehr
Schüler:innen mobilisieren kann. Um diese Diskussion zu führen, muss also
eine Aktionskonferenz einberufen werden, auf der über den Aufruf und den
konkreten Streikplan sowie über verschiedene Aktionsformen an den Schulen
selbst  diskutiert  wird.  Zu dieser Aktionskonferenz müssen auch die noch
skeptischen Teile der Jugend eingeladen werden. Ziel muss es sein, auch mit
diesen Teilen zu diskutieren.

Revolutionär:innen haben dabei auch die Aufgabe, die Grenzen von allein auf
Schulen  und  Schülis  beschränkten  Aktionen  aufzuzeigen  und  auf  die
Notwendigkeit eines strategischen Bündnisses mit der Arbeiter:innenklasse
hinzuweisen. Beim Thema Rassismus muss klar gemacht werden, dass kein:e
Arbeiter:in ein Interesse an der ungleichen Bezahlung von Migrant:innen hat.
Es  muss  daher  eine  Debatte  mit  den  Gewerkschaften  über  eine
Streikbeteiligung  geben.  Dabei  darf  die  Jugend  ihre  Kritik  an  der
Gewerkschaft  nicht  verschweigen  und  muss  klar  für  die  Aufnahme  von
Flüchtlingen in die Gewerkschaft und für lokale Streikkomitees – nicht nur in
den Schulen, sondern auch – in den Betrieben eintreten. Außerdem muss klar
sein: Ein Kampf gegen Rassismus muss ein Kampf gegen die Herrschenden
sein,  denn  diese  sind  dafür  verantwortlich,  dass  Mitschüler:innen
abgeschoben werden, migrantische Arbeiter:innen schlechter bezahlt werden



und SchülerInnen ihre rassistischen Lehrer:innen nicht abwählen können.
Der  Kampf  gegen  Rassismus  kann  nur  erfolgreich  sein,  wenn  er  seine
materiellen Wurzeln in der kapitalistischen Produktionsweise bekämpft. Doch
so wichtig und richtig diese Punkte für Revolutionär:innen sind, machen wir
sie nicht zur ultimativen Bedingung für eine gemeinsame Aktion. Das wäre
letztlich  sektiererisch,  schließlich  können  wir  nicht  erwarten,  dass
Jugendliche,  die etwas gegen Rassismus machen wollen,  automatisch mit
einem  antikapitalistischen  Klassenbewusstsein  auf  die  Aktionskonferenz
kommen.  Vielmehr  müssen  wir  sie  durch  die  gemeinsame  Praxis  davon
überzeugen–

Schritt 3: Ab auf die Straße!
Wenn  wir  es  geschafft  haben,  uns  auf  der  Aktionskonferenz  über  die
Erfahrungen  an  unseren  Schulen  auszutauschen  und  gemeinsam
demokratisch über die Forderungen des Streiks abgestimmt haben, ist es
Zeit,  diesen  zu  organisieren.  Wir  müssen  also  all  unsere  Freund:innen,
Mitschüler:innen & Lehrer:innen dazu einladen, an diesem Tag nicht zur
Schule, sondern zur Demo oder Kundgebung zu gehen. Vor der Schule Flyer
verteilen, ist die optimale Gelegenheit, mit Leute ins Gespräch zu kommen,
die  man sonst  nicht  erreichen  würde.  Zusätzlich  hilft  es,  in  der  Schule
Plakate  für  den Streik  aufzuhängen und den Aufruf  über  alle  möglichen
Social  Media-Kanäle  und  Whatsapp-Gruppen  zu  verbreiten.  Gemeinsame
Vorbereitungstreffen, z.B. zum Schilder malen sind auch immer motivierend
und  eine  gute  Chance  zum  Vernetzen.  Durch  das  Einberufen  einer
schulrechtlich  verankerten  Vollversammlung  sorgt  man  dafür,  dass  das
Thema mehr Aufmerksamkeit bekommt, man mit allen Schülis gemeinsam
diskutieren kann und auch alle wirklich erreicht.

Dann bleibt nur noch das Wichtigste zu tun: Zusammen, zahlreich & laut auf
die Straße gehen! In Redebeiträgen müssen wir die aktuelle Situationen in
unseren Schulen ganz klar kritisieren, aber auch Geflüchteteninitiativen und
die beteilligten Organisationen ans Mikro holen. Auf Schildern & in Parolen
ist unser Protest so laut, dass selbst die letzte Schulleitung sie nicht länger
überhören kann. Und natürlich beschränkt sich unser Kampf nicht nur auf



diesen Tag: So lange, wie unsere Forderungen nicht erfüllt sind, gehen wir
auf  die  Straße  und  legen  den  Schulalltag  lahm-  in  unserer  Stadt  und
deutschlandweit. Für eine Zukunft, in der alle Schüler:innen ohne Angst vor
Abschiebung & Gewalt lernen können. Für eine sichere & gerechte Bildung,
gegen den Rechtsruck!

L i n k  z u r  J g A - T e l e g r a m - G r u p p e  a l s  Q R - C o d e  e i n f ü g e n :
https://t.me/jugendgegenabschiebung

Eurovision Song Contest 2024 –
United by Genocide?
von Leonie Schmidt, Mai 2024, zuerst veröffentlicht in der Infomail 1254 der
Gruppe Arbeiter:innenmacht

Gestern Abend fand in Malmö das Finale des 68. Eurovision Song Contest
unter dem Motto „United by Music“ statt.  Überschattet war es, völlig zu
Recht,  von  verschiedenen  Protesten  gegen  die  Teilnahme  Israels  und
Boykottaufrufen.  In  den  letzten  Jahren  hat  sich  das  Schauen  des  ESCs
besonders  bei  einem  jüngeren  und  queeren  Publikum  zu  einem  festen
kulturellen Bestandteil gemausert. Jährlich schalten für das Finale um die
162  Mio.  Menschen  weltweit  ein.  In  diesem  Artikel  wollen  wir  die
verschiedenen Aktionen, Vorfälle und Proteste näher beleuchten und auch
auf die kulturelle Bedeutung des ESC eingehen.

Der ESC ist nicht unpolitisch!
Die erste Frage, die sich stellt, ist für viele sicher erst einmal, warum Israel
überhaupt beim ESC teilnehmen darf. Immerhin liegt es nicht in Europa und
begeht gerade einen Genozid in Gaza. Das lässt sich damit erklären, dass es
Teil der Europäische Rundfunkunion (EBU) ist. Tatsächlich sind nicht nur
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europäische Staaten und ihre Sender vertreten, jedoch ist Israel historisch
gesehen das erste Land, was außerhalb der EU liegt und beim ESC antrat.
Allerdings  könnte  man  ja  meinen,  dass  die  EBU  Kriegsverbrechen
sanktioniert,  immerhin  wurde  Russland  nach  dem  Angriffskrieg  auf  die
Ukraine auch ausgeschlossen. Doch diese Doppelmoral erklärt die EBU mit
dem Verhältnis des russischen und israelischen Senders zu ihrer jeweiligen
Regierung. Beim israelischen Sender KAN bestünden keine Verletzungen der
Werte  des  öffentlich-rechtlichen  Rundfunks.  Seltsam  in  Anbetracht  der
Tatsache, dass auf X (vormals Twitter) Videos kursieren, auf denen zu sehen
ist, wie der Sender KAN seinen Namen auf Panzergranaten schreiben lässt,
die dann nach Gaza geschickt werden. So scheint es sich ja doch um eine
kriegstreiberische Rundfunkanstalt zu handeln.

Vor  allem  aber  möchte  sich  die  EBU  darauf  ausruhen,  dass  der  ESC
unpolitisch  sei.  Das  gelte  selbstverständlich  auch  für  die  israelische
Kandidatin Eden Golan, die ihren ESC-Song „October Rain“ in „Hurricane“
abändern  musste.  Doch  beugen  wollte  sich  Israel  anfangs  nicht  direkt,
ursprünglich wollte es die Teilnahme absagen, wenn das Lied abgeändert
werden  müsste.  Letztendlich  trat  Golan  doch  an,  zu  symbolisch  sei  der
Auftritt beim ESC. Doch davon sollte man sich nicht täuschen lassen: Es
handelt sich immer noch um dasselbe Lied, welches inspiriert ist von den
Folgen des Angriffs  der Hamas für die Israelis  im Oktober 2023 und in
diesem Kontext  auch  als  Propaganda  für  den  Krieg  in  Gaza  gegen  die
Palästinenser:innen verstanden werden muss. Interessanterweise gibt es im
Allgemeinen gerade in Israel eine Welle an Propagandasongs von jungen
Künstler:innen, vornehmlich aus dem Bereich Hip-Hop, die den Krieg in Gaza
und auch den Genozid glorifizieren und so IDF-Soldat:innen und die gesamte
Bevölkerung bei der Fahnenstange halten sollen. Ein Beispiel ist der Song
„Harbu Darbu“ von Ness und Stilla, die Zeilen wie „Wait for it to rain on you,
whores. Every bad person comes for his punishment in the end“ (Deutsch:
„Wartet, bis es auf euch regnet, Huren. Jeder schlechte Mensch kommt am
Ende für seine Strafe auf“) beinhalten. Das Lied von Eden Golan ist zwar
sicher nicht derart vulgär und gewaltverherrlichend, doch es muss dennoch
als Inszenierung der Opferrolle des israelischen Staats verstanden werden.
Schließlich ist es ein sehr emotionales Lied, was den Anschein erweckt, dass



nicht gerade 35 Tausend Palästinenser:innen in Gaza durch die Hand des
israelischen  Militärs  ermordet  worden  wären,  zumal  Eden  Golan  bereits
angekündigt hat, nach ihrem ESC-Auftritt der IDF beizutreten.

Der diesjährige ESC wurde im Übrigen auch von einer israelischen Firma
massiv gesponsert: Moroccanoil. Die Haarpflegeprodukte, die sie produziert,
werden auch teilweise in besetzten palästinensischen Gebieten hergestellt.
Sie profitiert also direkt von der Apartheid, und indem sie Teil des ESCs ist,
erhält sie mehr Reichweite, Kredibilität und kann so noch mehr Produkte
verkaufen.

Es ist auch nicht das erste Mal, dass Israel die Teilnahme beim ESC nutzt,
um sich und seine Apartheid gegenüber Palästina in ein besseres Licht zu
rücken. 2019 konnte es sich bereits als unfassbar queerfreundliches Land
inszenieren, was, wie wir in diesem Artikel näher ausgeführt haben, nicht der
Realität entspricht. Auch der US-amerikanische Sender CNN bestätigt die
Softpower,  die  durch  die  Teilnahme  am  ESC  aufgebaut  werden  kann,
besonders  für  Länder,  die  Menschenrechtsverletzungen  begehen.  Der
israelische  Staatspräsident  Jitzchak  Herzog  unterstreicht  ebenso  die
Beweggründe,  die hinter der Teilnahme stecken,  wie die Times of  Israel
berichtete: Eine Teilnahme Israels an dem Wettbewerb sei wichtig für das
Land und  auch  ein  Statement.  Es  gebe  Juden-/Jüdinnenhasser:innen,  die
versuchten, Israel von jeder Bühne zu vertreiben. Selbstverständlich geht es
hier nicht wirklich um Antisemitismus, aber mit dieser Behauptung kann sich
Israel eben wieder besser als Staat inszenieren, der ein Recht darauf hat,
sich  gegen  Angriffe  zur  Wehr  zu  setzen,  um  seine  proimperialistischen
Absichten zu verschleiern. Den Beweis für diese These lieferte Israel gleich
selbst: Während Eden Golan schmerzerfüllt in Malmö ihre Ballade trällerte,
bombardierte die IDF den Gazastreifen, schoss auf einen Krankenwagen, der
gerade verletzte Palästinenser:innen transportierte.

Der  ESC ist  also  alles  andere  als  unpolitisch.  Auch wenn man sich  das
Abstimmungsverhalten  der  Vergangenheit  anschaut,  offenbart  sich,  dass
„politische  Spannungen“  keinen  unwichtigen  Einfluss  haben  und  selten
Punkte an Länder gehen, mit denen das jeweilige Land aus politischen oder
kulturellen  Gründen  im  Zwist  bzw.  in  Konkurrenz  steht.  Beispielsweise

http://(https://arbeiterinnenmacht.de/2024/03/08/queers-in-palaestina-ein-freies-palaestina-bedeutet-befreiung-von-jeglicher-unterdrueckung/)


erhielt  Großbritannien  2021  0  Punkte  sowohl  von  der  Jury  als  auch
Zuschauer:innen  als  Reaktion  auf  den  Brexit.   Auch  hinsichtlich  des
europäischen  Imperialismus  stellt  es  keinen  unwichtigen  Aspekt  dar.
Immerhin wurde der ESC 1956 gegründet, um die Einheit der teilnehmenden
Staaten nach dem Zweiten Weltkrieg zu fördern. Dahinter steht auch die Idee
eines  vereinten  Europas  als  Wertegemeinschaft,  welches  dieselben
(imperialistischen) Interessen vertritt. Genau genommen sind das natürlich
die  der  imperialistischen  Kernzentren  Deutschland  und Frankreich,  auch
wenn ihre Macht innerhalb der EU und des imperialistischen Weltsystems am
Bröckeln  ist.  In  dem  Fall  des  diesjährigen  ESC  sollte  daher  ganz  klar
unterstrichen  werden,  dass  der  europäische  Imperialismus  hinter  Israel
steht. Selbstverständlich fördert der ESC auch nationalistische Gefühle durch
die  Konkurrenz  der  verschiedenen  Länder  und  Identifikation  mit  der
„eigenen“ künstlerischen Vertretung. In den letzten Jahren wurde das von
einem  queeren  Publikum  vermehrt  aufgebrochen:  Dadurch,  dass  offen
queere Personen antreten und die Show seit jeher extravagant ist, empfinden
viele auch abseits von nationalistischen Gefühlen Spaß an der Show.

Kein Sieg für Israel
Gewonnen hat Nemo, Vertretung der Schweiz, mit einem Lied über their
Nichtbinarität.  Dabei  waren die  Jurypunkte  entscheidend.  Zusätzlich  tritt
Nemo auch offen für einen Waffenstillstand in Gaza ein. Bei der Übergabe
der Auszeichnung sprach sich they unkonkret für Frieden aus.

Israel  hat  trotz  des  Versuchs,  viele  Leute  zu  motivieren,  für  Golan  zu
stimmen, nicht gewonnen. Immerhin. Der 5. Platz jedoch wurde ihr sicher.
Interessanterweise  waren  die  Jurypunkte  dabei  nicht  entscheidend,  auch
wenn  sich  Deutschland  und  Israel  gegenseitig  damit  beschenkten.
Stattdessen  waren  es  die  Televotes  der  Zuschauenden,  die  alle
zusammengerechnet  werden.  Israel  erhielt  hier  328 Stimmen,  12 Punkte
kamen  unter  anderem  aus  Deutschland.  Wären  also  nur  diese
ausschlaggebend,  hätte  Israel  tatsächlich  gewonnen.  Im  Kontext  der
Boykottaufrufe ist  es zwar nicht allzu verwunderlich,  immerhin haben so
Zionist:innen mehr Macht gehabt, wenn Fans, die für Palästina sind, gar



nicht erst abstimmen. An diesem Ergebnis zeigt sich aber auch, wie gut die
Propagandamasche und die Opferrolle ankommen. Aber es hätte eigentlich
gar nicht so weit kommen dürfen, dass der Apartheidstaat Israel solch einen
Auftritt hinlegen darf, um die Sympathien des TV-Publikums zu erheischen.

Gegenstimmen von Künstler:innen
Vor dem diesjährigen ESC hatten sich 2.000 Künstler:innen aus Schweden,
Finnland und Island gegen eine Teilnahme Israels ausgesprochen. Auch hat
die schwedische Gewinnerin des ESC 2023 Loreen verkündet, dass sie nicht
Eden Golan den Preis überreichen würde, hätte diese gewonnen. Statt die
vermeintliche politische Neutralität des ESC hinzunehmen, haben außerdem
einige  Künstler:innen,  die  am  ESC  teilnehmen  (sollten),  sich  gegen  die
unkommentierte  Teilnahme  Israels  ausgesprochen.  Während  einer
Pressekonferenz zeigten sich Bambi Thug, Irlands Kandidat:in, Joost Klein,
niederländischer  Kandidat  und  Marina  Satti,  Griechenlands  Vertreterin
wenig begeistert von Eden Golans Statements gegenüber der Presse. Des
Weiteren  unterzeichneten  einige  von  ihnen  einen  offenen  Brief,  der  für
Frieden, einen Waffenstillstand und die Freilassung aller Geiseln plädiert und
Israel  als  Apartheidstaat  bezeichnet.  Nemo,  Sieger:in  des  ESC  für  die
Schweiz,  unterschrieb  diesen  ebenfalls.  Auch  der  vormalige  schwedisch-
palästinensische ESC-Gewinner von 2011, Eric Saade, setzte ein Statement,
indem er bei der Eröffnung des Halbfinales eine Kufiya um sein Handgelenk
geschlungen trug. Auf Instagram teilte er mit, dass die EBU seinen Auftritt
nicht  geteilt  hatte,  er  aber  keinesfalls  schweigen  wolle,  wenn  Kinder
abgeschlachtet  werden,  unabhängig  davon,  wer  die  Täter:innen  seien.
Politische  Statements  und  Palästinafahnen  wurden  von  Seiten  der  EBU
untersagt,  das  Tragen  der  Kufiya  kann  dabei  allerdings  als  Grauzone
interpretiert  werden.  Auch  Bambi  Thug  trug  sie  während  eines
Presseinterviews,  they  durfte  aber  nicht  mit  Körperbemalung  in
mittelalterlicher-keltischer Schrift auftreten, die Freiheit für Palästina und
Waffenruhe  fordert.  Die  portugiesische  Vertreterin  Iolanda  zeigte  ihre
Palästinanägel  in  Kufiyamuster  beim  Finale,  bisher  ohne  weitere
Konsequenzen, außer, dass ihre Performance nicht auf Youtube hochgeladen
wurde  wie  alle  anderen  Songs,  sondern  stattdessen  ihr  Auftritt  vom



Halbfinale. Auch die italienische Vertreterin Angelina Mango setzte laut X ein
Zeichen, indem sie bei der Flaggenparade absichtlich die italienische Flagge
so mit ihrem Kleid kombinierte, dass es wie eine Palästinafahne aussah.

Konsequenzen scheint  es  aktuell  für  Joost  Klein zu geben.  Dieser wurde
ausgeschlossen,  wenig  ist  jedoch  bisher  bekannt.  Nachdem  er  von  der
israelischen  Delegation  massiv  bedrängt  wurde,  die  seine  toten  Eltern,
wegen welchen er überhaupt erst  am ESC teilnehmen wollte,  verhöhnte,
wurde nun spekuliert, dass er deswegen verbal ausfällig geworden sei. Es
wurden  polizeiliche  Ermittlungen  eingeleitet  und  der  niederländische
Broadcaster des Eurovision Song Contest, AVROTROS, schildert den Vorfall
wie folgt: Nach seinem Auftritt habe Joost mehrfach zu verstehen gegeben,
dass er nicht gefilmt werden möchte. Dem wurde von nicht nachgegangen,
trotz Wiederholung von Joosts Bitte. Daraufhin habe er sich in bedrohlicher
Gestik auf die Kamera einer schwedischen Kamerafrau zubewegt, mehr sei
jedoch nicht passiert. AVROTROS weigerte sich danach, die niederländischen
Punkte zu übermitteln, und bezeichnet den Ausschluss von Joost Klein als
völlig überzogen.

Es drängt sich jedenfalls das Gefühl auf, dass hier mit allen Mitteln versucht
wird,  die  Künstler:innen,  die  sich  kritisch  zur  Teilnahme Israels  äußern,
unter Druck zu setzen und ihnen notfalls die Plattform zu entziehen. Und das,
während es der israelischen Delegation erlaubt bleibt, in sozialen Medien zu
teilen, dass in ihrer Nähe kein/e Antisemit:in atmen dürfen solle, und Bambi
Thugs  Nichtbinarität  durch  den  Kommentator  des  israelischen
Übertragungssenders im Halbfinale  durch den Dreck zu ziehen (seltsam,
Israel ist wohl doch nicht so queerfreundlich?). Letzteres wird übrigens von
der EBU mittlerweile  als  Regelverstoß gewertet.  Er  ist  scheinbar jedoch
nicht gravierend genug für eine Disqualifikation. Es häufen sich außerdem
auch Berichte von kritischen Journalist:innen und anderen Teilnehmenden,
die aussagen, dass sie von der israelischen Delegation ungefragt gefilmt,
beleidigt und bedroht wurden.



Manipulation beim ESC?
Einen weiteren wichtigen Punkt stellen die Vorwürfe gegen verschiedene
Aspekte des Wettbewerbs dar. Auf X (vormals Twitter) wurde geteilt,  die
EBU habe die Buhrufe des Publikums bei Eden Golans Auftritt im Halbfinale
mit Applaus ersetzt. Obwohl im Stadion in Malmö die ablehnende Haltung
klar zu hören war und auch durch Handyaufnahmen nachzuprüfen ist, schien
es im Stream ganz anders: Hier erntete sie stattdessen tosenden Applaus.
Auch  der  deutsche  Vertreter  für  den  ESC aus  dem Jahr  2021,  Jendrik,
kritisierte  diese  Praxis  auf  X.  Beim  Finale  selbst  waren  die  Buhrufe
zumindest deutlich zu hören und wurden auch vom deutschen Kommentator
der Übertragung, Thorsten Schorn, aufgegriffen. Aber auch hier zeigen die
Aufnahmen aus dem Stadion eine ganz andere Geräuschkulisse als die, die
vor  dem  Fernseher  ankam.  Eine  solche  Manipulation  der  Reaktion  von
Zuschauer:innen ist nicht hinnehmbar und wird zu einem politischen Akt,
auch wenn es im Namen des vermeintlich Unpolitischen durchgesetzt wird.

Die Abstimmungen für die Teilnahme am Finale haben ebenso Spekulationen
nach sich gezogen. So veröffentlichte der italienische Broadcaster aufgrund
von technischen Fehlern die Abstimmungsergebnisse, was eigentlich nicht
erlaubt ist. Zuschauenden fiel auf, dass diese für Israel ungewöhnlich hoch
seien.  Auch  das  Televoting  im  Finale  verwirrte  einige  –  so  hätten  die
Zuschauenden aus Irland 10 Punkte für Israel verteilt. Gerade in Anbetracht
der irischen Kolonialgeschichte und des offenen Supports vieler Ir:innen für
Palästina wirkt das doch ein bisschen seltsam. Natürlich gibt es nicht nur in
Israel  Zionist:innen,  die  für  dieses Land abstimmen würden,  daher muss
nicht gleich von einer Manipulation ausgegangen werden.  Jedoch gab es
auch in der Vergangenheit Untersuchungen, das letzte Mal nach dem ESC
2022,  aufgrund  von  „Unregelmäßigkeiten  bei  der  Stimmabgabe“.
Aufzuklären ist das durch Spekulationen jedenfalls nicht, stattdessen sollten
die  Abstimmungsergebnisse  offengelegt  und  von  Arbeiter:innenorganen
überwacht  und  ausgewertet  werden,  um  eine  bessere  Transparenz
gewährleisten  zu  können.



Proteste
Doch auch außerhalb der Arena in Malmö kam es zu massiven Protesten.
Auch die Sektion Arbetarmakt der LFI war vor Ort. Laut schwedischer Polizei
strömten dabei in den vergangenen Tagen bis zu zwanzigtausend Menschen
durch die Straßen bei Demonstrationen in der schwedischen Stadt, darunter
auch Klimaaktivistin Greta Thunberg. Sie bezeichneten den ESC als Genocide
Song  Contest,  forderten  ein  freies  Palästina  und  einen  sofortigen
Waffenstillstand. Des Weiteren forderten sie den Boycott des ESC, als Teil
der  BDS-Kampagne  im  Bereich  des  kulturellen  Boykotts.  Durch  den
Aufschwung der Palästinasolidaritätsbewegung im Rahmen der weltweiten
Unibesetzungen  wurde  auch  dem  Gegenprotest  gegen  den  ESC  eine
besondere  Aufmerksamkeit  zuteil  und  viele  Leute  gingen  auf  die  Straße.

Daneben  gab  es  in  anderen  Ländern  Aktionen.  So  schalteten  belgische
Gewerkschaften beim Halbfinale am Ende und Anfang der Übertragung eine
Texttafel, die #Ceasefirenow und #StopGenocide beinhalteten. Das war nicht
abgesprochen mit dem Sender, der in Belgien den ESC übertrug, jedoch ist
das auch scheinbar nicht nötig.

Perspektive
Die  belgische  Gewerkschaft  kann  man  sich  jedenfalls  definitiv  in  dieser
Hinsicht zum Vorbild nehmen. Genau solche Aktionen wären unter anderem
notwendig, um eine noch größere Öffentlichkeit zu schaffen für den Genozid
in  Gaza,  die  Vorkommnisse  und  Zensur  beim  ESC  sowie  Doppelmoral
bezüglich  der  israelischen  Teilnahme.  Dafür  müssten  sich  die
Gewerkschaften in der Unterhaltungsbranche der teilnehmenden Länder und
die Arbeiter:innen dieser zusammentun, könnten auch zusammen mit den
Künstler:innen die Plattform des ESC nutzen, um ein Zeichen zu setzen und
die  israelische  Teilnahme  zu  blockieren,  wenn  die  EBU  hier  schon  mit
zweierlei Maß messen will. Im Zusammenhang mit gewerkschaftlicher Aktion
kann auch die Boykottkampagne sinnvoll sein. Ebenso wäre natürlich auch
eine  komplette  Bestreikung  des  ESCs  oder  die  Besetzung  der  Arena  in
Malmö eine Möglichkeit gewesen.



Grundsätzlich müssen die Strukturen des ESCs transformiert werden. Die
höheren Tiere der EBU haben bewiesen, dass sie durch ungerechtfertigte
Entscheidungen,  Ausschlüsse  und  Zensur  alles  versuchen,  den  Protest
verstummen  zu  lassen.  Ein  solcher  Song  Contest,  der  fair  und  für
Künstler:innen ein sicherer Ort ist, während imperialistische Staaten keine
Plattform für die Legitimierung ihrer Kriegsverbrechen erhalten, kann nur
durch Rätestrukturen von Arbeiter:innen, Zuschauenden und Künstler:innen
gewährleistet  werden!  Zusätzlich  kann  man  sich  überlegen,  ob  die
Zentrierung um die Herkunft  der antretenden Künstler:innen abgeschafft
werden  kann.  Aber  erstmal  ist  klar:  Der  ESC  darf  nicht  zum
Propagandamittel für den Genozid werden! Take back the ESC! Oder um es
mit den Worten von Bambie Thug zu sagen: „Fuck the EBU, we are what the
Eurovision is!“ (Deutsch: „Scheißt auf die EBU! Wir sind die Eurovision!“)


